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Bericht des Rechnungshofes 

über \yahrnehmungen betreffend die Gebarung 
der Oslerreichischen Länderbank AG, Wien, 

In den Jahren 1982 bis 1987 

Vorbemerkungen 

I. Gemäß M 126 d Abs 1 zwert er Satz B-VG �richtet der Rechnungshof nachstehend ü�r Wahr­
nehmungen, d� er im Zuge oiner im Jahre 1988 durchgeführton Gebarungsüoorprüfung bei der Ostorrei­
chi�,chen Länderbank AG (LB) in Wien gelfoflen hat. Der Be it r ag über dieses Pr üiungser gebn is war 

ursprünglich zur Aufnahme in den gemäß Art 126d Abs 1 erster Satz B-VG bis 31. Dezember 1989 zu 
e rstatte nden Tätigkeitsberich! für das Verwaltungsjahr 1988 vorgesehen. Aufgrund verantwortungsloser 
Indiskret ionen ist BS jedoch in den letz1en Tagen in der Öfientlichkert unter Beteiligung von Abgeordneten 
aller Fraktionen zur bienen Erörterung jener Berichtsteile gekommen, die sich mit Vorstandsangelegen­
hoiton dAr LB, insbesondere aber mit der Auflösung des Dienstverhaltnisses eines ehemaligen Vor· 
slar ... jsvors�zcmden der LB anläßlich se iner Berufung in die Osterre.:::hisr.11e Bundesr&gierung (damals als 
n!)ndpsmini�tAr für Finanzen; gogenwär.� �kleidet er das Amt des Bundeskanzlers) be-e.chäftigen. Diese 
hnsC>n-:!ar8n Umstände rechtlertigen es, dieses Prüfungsergebnis nunmohr u nverzUglich nach Fertigste'­
ILJn�; dOrT. �l3:�y,alral vorzulogon. 

H. Der R • ..chnungshof bOOauert es ausdrücklich, daß es in den letz1en Wochen wiooerhob. zur öHent· 
I,,'h<;o Ernr1erung unfertiger Prüfur.gsergeboisse, zu denen noch die S tellungnahme der Gberpriiften SteDe 
aussteht - bei denen es sidl also um sogenannte '"Aohberichte" handelt - gekommen ist. Die Weitergabe 
von V0f7eitig8n Informa1ionen über Prufungsergebnisse und sogar - wie im vorliegenden FallG - Ober 
hausintem9 EntwGrfe zu solchen, die noch nicht von dem nach der gegenwärtiJen Verlassungslage allein 
entscheidungsbefugten und verantwortflChen Präsidenten des Rechnungshofes genehmigt worden sind, 
gefährdet schwerstens das notwendige Vertrauensverhältnis zwischen Kootrollorgan und kontrollierter 
Stelle einerseits sowie dem Träger der Kontrollhoheit (Parlament) andererwits. Ein Mitglied des Rech­
nungshofes, d�� sich der unbefugten Weitergabe derartiger Informa1ioneo sdluldig gemacht hat. mu8 
eine straf- bzw disz�linarrechtfiche Verletzung der Verpflichtung zur Amtsverschwiogenheit verantwor· 
tAn. 
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Ergebnis einer GebarungsQberprüfung 
be l einer Kapltalbeleiligung des Bundes Im 

Verwaltungsbereich des Bundesminlslerlums fOr Finanzen 

Prü f u ng s e rg e b ni s  a u s  d e m Jahre 1 9 8 8  

Ostemllchlsch. lAnderbank AG, WIen 

Die mehrhe;rlich verstaatlichte Bank hat ihre Sanierungsphase weitgehend abgeschlossen und sich eine 
sichere Grundlage geschaffen, um den derzeit gegebenen nationalen und internationalen Anforderungen 
im Rahmen der österr9ichischen Größenverhältnisse gerecht zu werden. 

Die vom RH vor allem zu Beginn des überprüften ZeitraumIJs festgestellten Schwachstellen im organisa­
torischen und konzeptiven &reich sind im Zuge einer er10lgrIJich eingeleiteten inneren Konsolidierung b9-
seiVgt worden. Der Verkauf \I'On Banl<beteiTigungen war jedoch zu kritisieren, ebenso einige Maßnahmen im 
Ber9ich der Vorstandsangelegenheiten. 

Kennzahlen zum 31. Dezember 1988: 

Bilanzsumme 

Persona/stand 

Haftkapita/ gemäß KWG 

Haftkapitalquote 

Dividende 

213,9 

3723 

34S 

8,879 

4 

12 

Milliarden S 

Mitarbe�er ganztägig 

Halbtags- bzw Uhimokräfte 

Milliarden S 

vH 

vH 

1. Der RH üoorprütte von März bis Septemoor 1988 die Gebaruog der Osterreichischen Länder­
bank AG (LB) in den Jahren 1982 bis 1987, wobei auch Zahlen des Jahres 1988 - soweit verlügbar - in 
der Ausarbeitung des Prüfuogsergebnisses berücksichtigt wvrden. 

Oie letzte Gebanmgsüberprüfung der lB hatte im wesentlichen notleidende Kreditfälle betroHen 
(TB 1981 Abs 82). 

. 

Schwerpunkte der diesmaligen Überprüfung waren das Auslandsgeschäft unter Bef'Ücksichtiguog der 
Gebarung der Auslandsfilialen und Repräsentanzen, die Ertragslage unter besonderer Beachtung der 
VergOtung des Bundes für die ertragslosen, von der Finanzieruogsgarantie GesmbH (FGG) garantierten 
Kreditforderungen, die geschäftspolitischen Konzepte der Gesamtbank sowie ihrer Beteiligungsunterneh­
muogen unter besonderer Beachtung der Bankeogruppe sowie die Organisation und die Maßnahmen beim 
ADV-Einsatz. 

Von einer Überprüfung der Auslandsfilialen in london und New York an Ort und Stelle sah der RH ab. 
weil sich nach den ihm in Wien zur Verfügung gestellten Unterlagen kein besonderer Anlaß ergeben hane. 

Rechtliche VerhältnIsso 

2. Gemäß § 2 dar Satzung ist Gegenstand der Unternehmung der Betrieb von Bank- und Handelsge­
schäften aller Art im In- und Ausland einschließlich der Ausgabe fundierter Teilschuldverschreibungen. 

Die Gesellschaft ist wei1ers berechtigt, Dienstleistungen in der automationsunterstützten Datenver­
arbeitung zu erbringen, ausgenommen die den Wirtschaltstreuhändem vorbehahenen Tä1igkeiten. 
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Zu diesem Zweck ist die Gesellschaft berechtigt, Zweigniederlassungen im In- und Ausland zu errich­
ten und sich an anderen Unternehmungen zu beteiligen. 

Vorstand sangeleg enhelten 

3.1 Einer langjährigen Übung entsprechend wurden von der LB sämtliche Vorstandsverträge auf eine 
fünf jährige Funktionsperiode abgeschlossen. Sie enthielten die Bestimmung, daß sich der Vertrag im Falle 
einer neuerlichen Bestellung zum VOrslandsmitglied unter den gleichen Bedingungen für die Dauer der 
weiteren Bestellung ver1ängere. Nach der im Aufsichtsrat (AR) erfolgten WiederbesteIlung von Vorstands­
mitgliedern wurde diesen vom AR-Präsidium der Beschluß mit Glückwunsch und dem Hinweis mitgeteilt, 
daß gemäß den Bestimmungen des Dienstvertrages sich dieser auf die Dauer der weiteren Bestellung ver­
längere. 

3_2 Nach Auffassung des RH standen diese Vorgangsweise s owie die entsprechende Vertragsbe­
stimmung nicht im Einklang mit § 75 Abs 1 des Aktiengesetzes. Die Verlängerung eines Anstellungsver­
trages ebenso wie die wiederholte Bestellung bedürften einer ausdrücklichen Willenserklärung und An­
nahme der jeweiligen Personen. Eine im voraus vereinbarte Erstreckung des Vertrages auf eine weitere 
Funktionsperiode würde die Entschließungsfreiheit des späteren AR bzw der anenfalls neuen AR-Mitglie­
der hinsichtlich der WeiteroesteUung einschränken. 

Der RH empfahl, bei künftigen Vorstandsverträgen diese Vertragsbestimmung fallen zu lassen. 

4_1 Wie der RH feststellte, enthielten einzelne Dienstverträge mit Vorstandsmitgliedern Bestimmun­
gen, die zu vergleichsweise hö�eren Belastungen der Bank führten: 

(1) So waren für die von der Dauer des Dienstverhältnisses abhängigen Ansprüche, wie bspw für die 
Errechnung der Höchstbemessungsgrundlage des Ruhebezuges, die Dienstjahre bei den einzelnen Vor­
standsmitgliedern vollkommen unterschiedrICh errechnet worden. 

(2) Ebenso war der Anspruch auf Abfertigung in den einzelnen Verträgen un1erschiedlich festgelegt. 

Im allgemeinen gebührt den Vorstandsdirektoren nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses eine Abferti­
gung nach § 23 des Ängestell1engesetzes zuzüglich zweier Monatsentgelte_ In einem FaD wurden hiebei 
Zeiträume, für welche der Betreffende von einem anderen Dienslgeber Abfertigungen erhalten hat bzw 
wird, in Abzug gebracht. Bei einem ehemaHgen Generaldireklor war der Abfertigungsanspruch ohne jede 
Bezugnahme auf das Angestelttengesetz bzw auf die Dauer des Dienstverhältnisses mit 14 Monatsent­
gelten bemessen. 

4_2 Der RH kritisierte diese unterschied�che Vertragsgestaltung. 

5_' Dem Präsidium des AR oblag die Beschlußfassung Ober die Vorstandstantiemen. Mit Ausnahme 
eines Jahres - 1984 wurden nur 3 112 Monatsbezüge zugestanden - erhielten die Vorstandsmitglieder 
in den Jahren 1982 bis 1987 jeweils vier Monalsbezüge, dh das vertragliche Höchstausmaß. Darüber 
hinaus wurden 600 000 S (1982) und 615000 S (1983) an die damaligen Vorstandsmitgfieder -jn Aner­
kennung ihrer erfolgreichen Tätigkeir gewährt 

5.2 Zur Höhe der Tantiemen vertrat der RH die Meinung, daß die erfolgreiche Geschäftsführung durch 
den Vorstand durchaus zu wOrä.gen SG� jedoch sollte fOr das Zusammentreffen dieses Umstands mit dem 
einer ausreichenden Gewinnerzielung ein Spielraum nach oben freigehalten werden_ Die 1982 und 1983 
Ober das vertragliche Höchstausmaß hinaus erfolgten Zahlungen erscflieoon sachlich nicht begrOndet 

6.1 Die GesamtbezOge der derzeitigen Vorstandsmitgfieder der LB waren im Durchschnitt höher als 
bei vergleichbaren Banken_ 

6_2 Die Bankleitung führte h iezu aus, der rechnerische Durchschnitt aus den GesamtbezOgen der 
vier Vorstandsmitgfieder ergäbe eine Verzerrung dadurch, daß in der LB zwei höher bezahlten Vorstands­
mitgliedern (Generaldireklor und Generaldirektor Stellvertreter) zwei weniger hoch bezahlte Vorstandsmit­
g lieder gegenüberstehen_ In einer vergleichbaren Großbank sei d ieses Verhältnis zwei zu vier, wodurch 
s ich im Vergloich zum rechnerischen Durchschnit1sbozug der vier LB-Vorstandsmitglleder oln goringerer 
rechnerischer Durchschnittsoozug der sachs Vorstandsmitglieder dieser Bank ergibt 

6_3 Der RH stellte dazu fest. daß die Ausführungen der Bankleitung nicht zutreffend sind_ 
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7.1 Abweichend von der allgemeinen betrieblichen Pensionsregelung bei Angestellten wird die ASVG· 
Pension von Vorstandsmitgliedern nicht in den von der Bank bezahlten Pensionsbezug eingerechnet. 

7.2 Der RH empfahl, in Hinkunft diese Rogelung jener der übrigen Angestellten anzugleichen. 

8.1 Das Dienstverhältnis eines vormaligen Vorstandsvorsitzenden der LB wurde anläSlich seiner Be· 
rufung in die'Österreichische Bundesregierung einvernehmlich gelöst. Die einvernehmliche Lösung des 
Dienstverhältnisses erfolgte unter Wahrung der vertraglichen Rechte. Der scheidende Generaldirektor 
gab allerdings am 12. September 1984 die Erklärung ab, "für die Dauer seiner Mitgliedschaft zu einer 
Osterreichischen Bundesregierung die Auszahlung seiner ihm vertraglich zustehenden Abfertigung gegen 
Valorisierung laut den sonstigen Bestimmungen des Dienstvertrages zu stunden und für diese Zeit die ihm 
zustehenden Pensionsansprüche nicht zu begehren·. 

Am 19. August 1985 wurde dem Präsidium des AR zur Kenntnis gebracht, daS der ehemalige Vor· 
standsvorsitzende ersucht habe, die von ihm seinerzeit gestundete Abfertigung nunmehr zur Auszahlung 
zu bringen. Ergänzend wurde - abweichend vom Wortlaut der vor einem Jahr abgegebenen Erklärung -
im Protokoll festgehalten, ·daS die ihm zustehenden Pensionsansprüche derzeit nichl begehrt werden·. 
Die Auszahlung des Abfertigungsbetrages erfolgte am 23. August 1985 unter entsprechender Valorisie· 
rung. 

8.2 Nach Auffassung des RH entsprach die einvernehmliche Auflösung des Dienstvertrages einem 
dringenden öffentlichen Interesse und 9S war som� ein wichtiger Grund für eine de rartige Maßnahme 
gegeben. Die ausbezahlte Abfertigung entsprach der Höhe nach dem vertraglichen Anspruch. Im Zuge 
einer Lohnsteuerprüfung wurde die steuerliche Behandlung geprüft und die richtige Errechnung und Ver· 
steuerung festgestellt. 

Hingegen erfolgte die Auszahlung des Abfertigungsbetrages vor dem anläßlich der einvernehmrlChen 
lösung vereinbarten Stundungszeitpunkl (Beendigung der Mitgliedschaft zu einer Bundesregierung). 

8.3 Das Präsidium des AR, das diese Entscheidung getJoHen hatte, vertrat den Standpunkt, daS der 
frühere Vorstandsvorsitzende Anspruch auf die Auszahlung gehabt hätte, und brachte ein diese recht· 
liche Beurteilung bestätigendes Gutachten eines Universitätsprofessors bei. 

8.4 Der RH vermeinte, daß eine Klärung vor Durchführung d9f Auszahlung hät1e erfolgen sollen. Nun· 
mehr sei eindeutig klarzustellen, daß eine Pensionszahlung nur entsprechend der Erklärung vom 
12. September 1984 in Betracht komme. 

8.5 Die LB führte hiezu aus, daS das Protokoll (des AR) vom 19. August 1985 bezüglich des Pen· 
sionsanspruchs inhaltlich von der vom AR·Präsidium am 12. September 1984 schriftlich festgelegten 
Regelung nicht abweicht, beurkunde auch keinerlei Änderung der bezüglichen Vereinbarungen, sondern 
enthalte lediglich die (sachlich zutreHende) Feststellung, daß wegen der ·derzeit· (also am 19. Au· 
gust 1985) noch andauernden Mitgliedschaft zur .Österreichischen Bundesregierung Pensionsansprüche 
nicht begehrt werden. 

Das Präsidium handeHe bei der Entscheidung auf Auszahlung der Rechtslage entsprechend. Die 
Auszahlung erfolgte nicht vorzeitig vor dem ·Stundungszeitpunkt·, sondern wegen zulässiger Beendigung 
der Stundung im gebotenen vertraglichen Einvernehmen. 

Die Bank habe damit nur eine bestehende Verbindlichkeit erfüllt. Durch die am 23. August 1985 ar· 
folgte Auszahlung der seinerzeit gestundeten Abfertigung sei eine Änderung im Vermögens status der 
Bank nicht eingetreten - die Abfertigungssumme sei ab dem Zeitpunkt der Auflösung des Dienstverhält· 
nisses geschuldet gewesen und habe seit damals eine Verbindlichkeit des Unternehmens gebildet, für 
welche ordnungsgemäß vorgesorgt worden sei. 

Eine Verpffichtung oder auch nur Veranlassung für den AR, vor seinen Maßnahmen Rechtsgutachten 
über deren Zulässigkeit einzuholen, habe nicht bestanden. Das Präsidium des AR s�i sich in der recht· 
lichen Beurteilung - nach Anhören der Experten der Bank - vönig sicher gewesen. Uberdies hätte, wie 
aus dem Inhaft des später eingehohen Gutachtens ersichtlich, auch eine vor Auszahlung erfolgte Ein· 
holung eines Gutachtens keine andero Beschlußlassung des AR bowirkt, zumal dessen Rechtsansicht im 
Gutachten bestätigt ist. 
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Unter Berücksfchtigung der e.indeulignn Rechtslago. ab81" al!�h ,::Jes UrTlsl3noes. daß die maßgebli­
chen Sachverhalte keine Änderungen Gr1ahron h3bün. sehe das f)r:isiJ,um des AR nicht nur keine Veran­
lassung, sondern auch gar keine redltlicho Möglichkeit etwas WE'gN. der Pensionszahlung "eindeutig 
klarzustellen·. Zwischen den Vertragspartnern der Regelung vorn 12. September 1 984 besteht auch hin­
sichtlich der Pensionsansprüche volle rechtliche Übereinstimmung. 

8.6 Der RH verblieb bei seinen ursprünglichen Ausführungen. Hinsichtlich der Abfertigung vertrat er 

die Meinung . daß die Auszahlung früher als vereinbart erfOlgte. 

UnteH1ehmunllal<:onzept und I;jeschäflspolltlsche Leitsätze 

9. Nach den 1980 und 1981 au1getretenen empfindlichen Verlust en aus einzelnen Krooitfäflen stand 
in erster Linie die Konsol id ierung der Bank im Vordergrund. Nachdem der Vorst and zur Gänze ausge­
wechselt worden war, muBte eine tragfähige Grundlage für die weitere Vorg arigsweise geschaffen werden. 
Entsprechend der Verantwortlichkeit des Hauptaktionärs Republik Österreich ertolgte die BeschluBfas­
sung des Nationalrates über die Nov e lle zum Garantiegesetz und in dessen Durchführung ein Vertragsab­
schluß zwischen LB und der Finanzierurogsgarantie GesmbH (FGG). 

Für die Bank selbst war es .... ordringlich. das Vorlrau8n dor Kundon zu ihr wiodor horzus1o!lon und 
Maßnahmen zu setzen, die ein wirtschaftliches Fortbestehen erm ög lichten . Um die Ertr agskr alt der B..nk 
zu stärken, strebte der Vorstand vorerst ein qualitativ ausger0ht8tes Wachsturn an und bemühte sich, ein 
strenges Kostenmanagement durchzuse1zen. Nrben EinspClrungen im Bereidl des Sachau1wandes galt 
es vorerst, die Produktivität zu erhö hen. Vergleiche mil anderen Geldinstituten ergaben bei diesen weit 
günsligere Werte. Infolg9desson rolNen oostehonde Orgdnisationssc.hwächen orkannl notwendige Ra­
tionalisierungsmaßnahmen eingelehet und in�b al)ch der erheblidw N::v::hho/t)(>dart in der automattsa­
tionsunterstützten Verwaltungstührung Msei1i(jt 'H8rden. 

Weiters gah es. den au1grunc der vodohtton C> �>ch,:if,�,r:::o()ll!i� f!l;!!(!lOr rJ.aJ"'J.l8ilungon bBstohenden 
Strukturschw ächen im Kundanb<3reich zu b-..�wgflf)n DClS l·d'lo[1 von Frr.ratkunden und Kunden aus dem 
gewerblichen Mittelstand brachte in einer Reihe von Gesch:ilt�,ber8jchon u1r3gseinbuBon, was sich 
naturQomä8 avl das Betrieb<;orgclmis der Bar\io, n,K:ht'Jillg ai.;swirk.1e 

�r auch im intemationalen Gw'.chäfl mußten Ver:;�lulnnis�:0 der VArgaJ>genhoit wottgemacht wor­
den. So wmül11e sich der Vorstand um eino Ver<:l2.rkullg der 1�.l!sLJnd';p<!SAf1] durch Gründung von 
Filialen und R,'pi;1<,8nlanzen sewie um die AlJ�w(>itunr; dEli L ... [J0r1- IJnd intrJrnatiunalen Handelsbeziehun­
gen und das in\erilational sen den s�liger Jahren zunehm"flde <1UßO''J�il'lZ!cho Goschäft Ver-stärl<1e 
"brketingüffensiven und ein seibstbewu8ter Worbe�;til so:ael1 ZUSamrnCfl mit einer maJi<1· und kunden­
orientiertHn Organisation eine erio�reiche Zukunft sichern. 

Tats.ac:hl'- 'l gelang es der Bank. ab Ende 1 ggS von der j:1palli',c.hBn Hal�)(j Agontur Nippon Inveslors 
Service das "A''''"·Rating für langfrIStigo Vorbmdlichkonon und 1986 von dor US-Rating Agontur Moodfs 
!rwostors Servir.o das '"Prime-1-Ratirlog' zu orhahon_ 

10. Die wirtschaftliche Lage dar LB war nach den beträcht!d1er1 FordorungsausL�ißen in den jah­
ren ' 980 und 1 981 sehr problematisdl gewesen. & war die gesarnte K;1.p<'..zität der Bank au1 einen Ger 
schättsumfang abgesteltt. der naturgemä8 a'x!> die notieidend geword8nen und., der Folge \IOn der FGG 
garantierten KrE>drte umlaBte. Dazu kam es auch in anderon F.il!en zu Ertrag'"Ainbußen wegen LJOsen­
entfalles und höheren ALrlwendungan .... c.gen der erforderlichen Bildung von Ejnzerwer1berdlt�ungel\.. 
Schließlich machte auch der bBreits erwähnte organisalorische Nach�lbe-dar1lusätzJiche Aufwendungen 
auf Jahre hinaus erforderflCh. 

11. Die MaBnahmen zur Bareinigung der \'tir1schartlichen Folgen der notlBidend gewordenen Krer 
ditfälle und die organisatorischen Mängol haben das Image dor Bank UM das Kundon-Bankvemä1tnis 
nachteiflg beeinflußt Um den Ausfall am kommerzielion Geschäf1svQlumen auszugleichen, dio vorhan­
denen Kapazitäten im Bankootrieb non einschränken zu mGsScln und di" '..Iarktstenung dor Bank emaben 
zu können, war d;eso verstärkt um die Gewinnung andoror Kunden Dornüht Gleichzeitig versuchte sie, 
durch entsprochende Maßnahmen ihre FLiianz;erungsstruktur zu vorixlsse rn und a llgemein die Produktivi­
tät zu erhöhen. 
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12. Den Sparmaßnahmen im Verwal1ungs.aufwand $landen naturgomäß die notwendigen Aufwendun· 
gen zur Heranführung der Organis.ation an den allgemeinen bankmäßigen Standard sowie verstärkte An· 
strengungen auf dem Gebiet des Marketing und der Werbung gegenüber. 

13.1 Die erwähnte Vereinbarung zwischen LB und FGG ermöglichte es der Bank, eine angemessene 
Dividende auf das jeweilige Grundkapital auszuschütten. Für die Jahre 1982 bis 1985 wurde eine Divi· 
dende von je 10 vH, für die Jahre 1986 bis 1988 von je 12 vH bezahlt, jeweils in gleicher Höhe wie die 
Creditanstalt·Bankverein. Dies war für das internationale Ansehen der Bank notwendig und entsprach 
auch den Zielsetzungen der Vereinbarung mit dem Bund. 

13.2 Wie der RH feststellte, stieß diese Vorgangsweise im Infand allerdings mehrfach auf Kritik. weil 
die beiden Großbanken - aus welchen Gründen immer - die Hiffe des Bundes beanspruchten und 
trotzdem eine für österTeichische Verhältnisse gute Dividende ausbezahlten. 

Für die überprüfte Bank wirkte sich jedenfalls ungünstig aus, daß mit den jährlichen Zuschüssen 
- vorgesehen bis in das Jahr 2006 - immer wieder die gleiche Problematik auftreten wird. Hier wäre 
jedenfalls die Zuwendung eines einmaligen Bundeszuschusses wesentlich zweckmäßiger gewesen. 

14.1 Obwohl sich die Ertragslage der Bank zunehmend verbessert hat, ist sie noch auf den Bun­
deszuschuß angewiesen, wen er einerseits noch einen erheblichen Anteil an den Bruttoerträgen bedeutet 
und andererseits das Länderrisiko im internationalen Vergleich noch zusätzftche Vorsorgen wünschens· 
wert macht, vor allem aber für die Bank noch ein Auf· bzw Nachholbedarf bei der Pensions- und Ab­
fertigungsrückstellung im Hinblick auf das versicherungsmathematisch errechnete Erfordernis besteht. 
Ebenso liegt die LB bei den betriebswirtschal1lichen Kennzah len zT noch erheblich unter denen ver· 
gleichbarer Banken. 

14.2 Der RH erachtete es in diesem Zusammenhang für angebracht, auch im Bankensektor Über· 
legungen anzustellen, von den Mitarbeitern für die Pensionszuschußleistungen Beiträge einzuheben. 

14.3 Die Bankleitung führte hiezu aus, daß in der jüngsten Vergangenheit für den Bankensektor dies­
bezügliche Überlegungen angeSleJIt worden seien. Es habe auch vorerst ein Abschluß mit der Gewerk· 
schaft erreicht werden können, wonach eine Abkoppelung der Bank von der ASVG-Pension vorgesehen 
sei. 

1 5.1 Der RH hat anläßlich seiner früheren Gebarungsüberprüfungen bei der LB einen eher autoritären 
Führungsstil der damaligen Vorstandsmitglieder innerhalb ihres jeweiligen Aufgabenbereiches festge$lellt, 
was sich nachteilig auf die Entscheidungsbereitschaft der nächsten Ebene ausgewirkt hat Wie nunmehr 
fe$lgestellt wurde, hat auch die 1981 vollkommen neubesteilte Vorstandsmannschaft, die von außen kam, 
teils mangels Kenntnis der nächsten Mitarbeiter, aber auch wegen verständlichen Mißtrauens keine Be­
reitschaft bekundet, ihnen wichtig scheinende Aufgaben zu delegieren. Unmittelbar freigewordene Lei· 
tungsfunktionen wurden in einigen Fällen nicht aus der Bank besetzt. Hiebei ergaben sich insofern Fehllei· 
stungen, als einzelne der neubesteilten Direktoren die in sie gesetz1en Erwartungen nicht erfüllen konn­
ten. 

1 5.2 Der RH empfahl, zeitgemäße Managementverfahren, vor allem die Führung im Milarbeiterver­
hältnis, verstärid anzuwenden. 

1 6.1 Der Vorstand der LB nahm die für das Jahr 1988 vorgesehene Neu· und Umorganisation zum 
Anlaß, um sich von älteren leitenden Mitarbeitern - auch im Range von Volldirektoren - zu trennen. An­
läßlich dieser betrieblichen Frühpensionierungsaktion wurden vielfach Zugeständnisse gemacht Vorzei­
tige Umreihungen in höhere Gehaltsstufen, die Erhöhung von gesetzlichen und vertraglichen Abfertigun· 
gen, das Vorziehen des Zeitpunktes des Pensionsbezuges und von Dianstjubiläen sowie die Abgeltung 
von Urlaubsansprüchen führten zu freiwilligen Mehrleistungen, die im Einzelfall viele hunderttausend 
Schilling betrugen. 

Der Vorstand führte hiezu aus, daß diese Mitarbeiter viele Jahre erfolgreich für die Bank tätig gewesen 
seien, wodurch eine auch vorzeitige Pensionierung gerechtfertigt erscheine. 
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Oie rers0n,11,.;lrtl\ dnr Ibnk fl:'�1f18 irn h6horl�n r.bnJgnrT'ont In e,nigon r.jllnn zu sprunghaften Ent­
wicklungen dor L::l'��':::"'111f1 0111l',lrhlr 1,11:arberter. So 1o'9iel1 3'll (3ef-Srl�'Hung,.,rl in holle und IIIY..:h ste Funk­
tlOnärsebenon - mrtunl.,r auch f1Jc.h ein em Wechsol il1 dor Vors!ancsluständo:;kert - Abwer1ungen durch 
organisatorische ',t1ßn;)hmnn S,]lcherarl wurden ArbeilsoinsJtl' und ·freude nidlt nur der unmrttelbar biI­
troffen on Personen, sondern auch in doron Umfold nachteilig O<3oi1111u01. 

16_2 Nach Ansicht des RH ist es der Bank bedau8r:ichorwelse bisher nur teilwoiso gelungen, den 
Nachwuchs bzw die Nac.'lfo']e von Führungskräften geziell dUlchzu1ühren. 

Er empf ahl , klJnttig eine intnrno Ausschrl'ibun,) von L8itungc.flJnktKlnon vorzunehmen, um die Be­
setzungsvorgänge bt�.S8r durchc.r;h3'Jt).,'jf zu macher .. eine bre�ere t,usw1hl!r.�lichkert zu bieten und bili 
aller grunrjs,��zlich WÜI1':.c/18nswflr1ofl Arboilskräftomobil�"ll dor:h den Er<ahl'.Jngssdla!z der Hausange­
hörigen zu nutzen 

Demge-genübilr waren 80mühungen um ein€' vorgl('>ichswei�>€ zurücxhaHerlde Gehaltspolitik im hohen 
und höheren Funk!ionärsooreich anzueri\ennen. 

16.3 Der VorstaM teihe hiezu mit, er messe der PersonalentwicJ...lung UM Be�etzung von F ührungs ­

positionen aus den eigenen Reihen eine hohe Priorität zu. Am Belspiol der ersten Führungsebilne (7 von 
8 Landesdirektoren und 10 von 14 BereichslBitern sind langjährige Mitarberter der Bank) sei nachgewie· 
sen, daß diesem Bestrebon auch Rechnu ng getragen werde. Allerdings seien einige Besetzungen von 
Führungspositionen auf der 1. und 2.. Ebene durch extern rekrutierte Milarbeiter aufgrund der vorgefun­
denen Personalsituation und Muer geschäftspoli1ischer Zielsetzungen unvermeidlidl gewesen. 

Eine interne Ausschreibung werde nicht als geeignetes Mittel zur Auswahl von Kandida1en für FOh­
rungspositionen auf der 1. und 2. Managementebene angesehen, weil die potent;eD in Frage kommenden 
internen Kandidaten dem Vorstand und dem Bereich Personal aufgrund der laufenden intensiven Zusam­
menarbeit bokannt SBien. 

17.1 Die LB verlüg1e im Zeitpunk1 der Bestellung des neuen Vorstandes 1981 über eine nicht gerade 
kundenfreundlidle Organisation ulld einen erheblichen Automationsrüd<,stand. In der Aufbauorganisation 
traten Reibungsver1uste zutage. So bestanden bspw [10bonoinander neun Kredrtableilungen, wobei vier 
mit Volklirek1oren besetzt waren. Un ter der Leitung des Vorstancs wurde in der Folge ein Organisations­
konzept erarb<3itet, das auf die Anforderungen e ines modornen Bankbetriebes abgestellt war und an­
fangs 1988 in Kratt trat. 

17 2 Der RH erachtete diese Um- und Neuorganisation für zweckmäßig. Nach den zT tiefgreifenden 
personellen Anderungen ist in der nächsten Zukunft wohl eine innere und äußere Konsolidierung zu er­

warten . 

18_1 Bei der Bonitätsb-"urtoilung von Ausl..,ihungen ein�hlle8loch Haf1ungen und Garant ien gegen­
übilr Unternehmungen aus dem O(/\G-8ere�::;h borivlen si':::h die Organe der LB - ebenso w;e alJCh der 
Staatskommissär - auf die sogenannte '"Salchor-ErkI3rung" und '..J.hen dieso als rxx::h von in Gottung an. 

18.2 Nach AnS01t dos nl1 k�'trll dnr r<)li'jsc!lon Abs��ht�ürH1rlJr'9 dos d.'lfn.lli::J')fl Bundosrninders für 
Finanzon koine redltldHJ O,,,joutur.; lur dio nisikob<JUr1ni!l)()g diesor )\us!eihuflijon zu, weil die Über­
nahmo einer l3undoshaftung rnch lvt 4.? j11y; 5 ll-VG o inos Gesotzesl:x<�.d1lur.Si)S d8s N3tionalrates 
bedur1t hät1o, die diDsL:dls nk:11t vorgek-gon war. 

19_1 Grunds5tzlid-. ist es dur LB gol:Jngen, ihre g,):;cILJ11s�o();il,'-:li8n Obor1.;gungon - wie qualitati­
ves Wachstum, Erhöhung dor rr0dukh'it51 und Eigoi1ll1i\1olsL'i!hl'l<] ::,owitJ Abstol1ung der Organisa1ion 
auf dio KundGnoo<iürfni$�..o - durchzufüh"m. 

19 _2 Nach Auffassung dos nH sind .'lI!ordin'Js oinzolno Ma Gnahmon, wi.o dl)( Vf)rst;il klo Einstk>g in 
das inlornationalo Gosc!J{lft, <L'lS Konznp! tür dil) ßankongruppB ur>d das sdlOfl erwähnte Üfganisations­

konzopt, ehol spät orfolgt 

20. Was das Untornohmungskofll"pl \Jlld dio go��h.'UI�,politi<;chon Loits,�tZ9 anL,ngt. Ist os nach 
Ansicht dGS RH dom nunrnohr�.J()rl Vors!:lnd dor Lß gn!ung0n, diA SanioftJr)(y;:-.haso auch im woaoron Sinn 
abzusr.JllioOen und eino Grufl<ilago zu sdlClffon, um sich odolgreich don dorzoitigon na1ionakln und inter-
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nationalen Anforderungen an eine Großbank im Rahmen der östorreichischen Größenverhältnisse zu 
stellen. 

Flnanzwlrlschall 

21. Im überprüften Zeitraum war die Bilanzsummenentwicklung der Bank durch geringfügig unter dem 
Durchschnitt der Aktienbanken liegende Zuwachsraten gekennzeichnet. Die Bilanzsumme der LB erhöhte 
sich von 144 264,8 Mill S (1982) um 48 vH auf 213 868,6 Mill S (1988), während die Aktienbanken eine 
durchschnittliche Zunahme von 51 vH verzeichneten. Im selben Zeitraum wuchs das Bilanzvolumen der 
gesamten österreichischen Kreditwirtschaft um 53 vH. 

I 

22. In einzelnen Jahren fand die Geschäftsausweitung ertragsmäßig bei weitem nicht den entspr&­
chenden Niederschlag. Die Gesamuinsspanne unterlag bis 1985 nur geringfügigen Schwankungen und 
konnte erst ab 1986 nennenswert verbessert werden. Die Betriebserträge erhöhten sich von 1982 bis 
1988 um 105,4 vH. Im selben Zeitraum wiesen der Nenozinsertrag und die Oienstleis1ungserträge Steige· 
rungen von 112,8 vH und 82,2 vH auf. Das Verhältnis der Betriebsaufwendungen zu den Betriebser· 
trägen zeigte erst ab 1985 eine günstige Entwicklung - in den Jahren 1982 bis 1984 überstiegen die Be· 
triebsaufwendungen jeweils die Betriebserträge, somit ergaben sich erst ab 1985 positive Teilbetriebs· 
ergebnisse. Der weitaus Oberwiegende Teil der Betriebsaufwendungen entfiel auf Personalaufwendungen, 
deren Anteil an den Betriebserträgen von 73,7 vH (1982) auf 55,5 vH (1988) sank. Im Oberprüften Zeit· 
raum wuchsen die Personalaufwendungen um 54,6 vH, während die übrigen Betriebsautwendungen eine 
vergleichsweise höhere Zunahme von 94,3 vH aufwiesen. Die Zunahme der Betriebsaufwendungen 
insgesamt lag mit 67,1 vH unter jener der Betriebserträge (+ 105,4 vH). 

Die Betriebsergebnisse wuchsen um 286,9 vH. Nlerdings lagen die Betriebsergebnisse 1982 bis 
1984 jeweils wesentlich unter den Zinsenzuschu 81eistungen des Bundes. Hiebei ist allerdings anzu· 
merken, daß im Betriebsergebnis rwar die Refinanzierungskosten für die ertragslosen FGG-garantierten 
Forderungen enthahen sind, jedoch die Zinsersatzleistung des Bundes in der ao Gebarung ausgewiesen 
wird. Die verhältnismäßig hohen posi1iven Ergebnisse der ao Gebarung erhöhten die Betriebsergebnisse. 
Nach negativen Salden aus der Bewertung von Ausleihungen und Boteiligungen, nach Dotierung der Haft· 
rücklage (Sammelwertberichtigungen), Rücklagenzuführungen und Partizipationskapitalbedienung er· 
rechnete sich der Jahreserfolg, der sich zunächst auf 86,1 Mill S (1982) belaufen hane, mit 191,3 Miß S 
(1988), was einer Steigerung von rd 122 vH entsprach. 

23.1 Im überprüften Zeitraum fielen aufgrund der steuerlich negativen Jahresergebnisse und der sich 
daraus ergebenden Verlustvorträge ab dem Jahre 1980 keine gewinnabhängigen Steuern für die LB an. 

23.2 Zum Jahresabschluß 1987 merkte der RH jedoch an, daß die LB zur Vermeidung eines Abwer· 
tungserfordemisses Aktien vom Handelsbestand in Beteiligungen umgegliedert hat. 

23.3 Die Bankleitung begründete dies mit dem absoluten Vorrang einer ausreichenden Länderrisiko· 
vorsorge. 

23.4 Der RH sah in dieser Umwidmung lediglich eine bitanzpolitische Maßnahme und vermochte der 
Begründung der LB nicht zu folgen. 

24. Die RentabiJitätswerte, insb die Eigenkapitalrentabitität, lagen in den Jahren bis 1985 weit und 
1986 und 1987 noch deutlich unter jenen vergleichbarer Großinstitute. Hiebei ist anzumerken, daß bei der 
Berechnung der Rentabilitätswerte die Zinsersatzleistung des Bundes für die ertragslosen FGG·Forde· 
rungen in das Betriebsergebnis nicht einbezogen wurde. Die wirtschaftliche Entwicklung der LB hat sich 
jedoch im Oberprüften Zeitraum nach den hohen Forderungs· und Ertragsausfällen in den Jahren 1980 und 
1981 konsolidiert; die Ertragsentwicl<.lung ist allerdings im Zusammenhang mit den vom Bund erbrachten 
Leistungen und den nicht anfallenden Ertragssteuern zu sehen. 

25. Aufgrund der Vereinbarung rwischen der LB und dor FGG vom 22. März 1982 in Durchführung 
von § 1 a des Garantiegesetzes 19n, BGBI Nr 296 idF der Novelle, BGBI Nr 33811981, wurden be· 
stimmte notleidende Großkreditfälle rückwirkend zum 31. Dezember 1981 mit einer Zahlungsgarantie im 
Insolvenzfall dor Bank ausgestattet. Aufgrund des Bundesgesetzes vom 31. März 1982 Ober Leistungen 
des Bundes an die Österreichische länderbank AG, BGBI Nr 206/1982, schloß der Hauptaktionär, die 
Republik ÖSterreich, mit der LB am 20. Dezember 1982 oine Vereinbarung, um die Bank in die Lage zu 
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vorsotzen .  dnn Vorau s s et zu ng e n  d e s  § 1 a Abs 2 Z 6 d e s  Garan t i ogosotles 1 977  zu o n tsprechen.  
Zur Bosei t KJ u r ,  ] dor d urch die Forderungsausfälle e nt stand e non wirtsch aft l ichen rolgen und n teht zuletzt 
auc h um d " 1 t<3 Ik  8 ng '? me ssene Oividendenausschüttung8n zu ermögl ichen,  übe rn ahm der Bund bis in 
das Jahr ?OCJ6 die Verpfl ichtung zum Ersatz des Zinsenentganges aus den genannt e n  Forderungen, die 
höchste ns ;> 9 7 1 . 1  M i ll S bet ragen können, sowie ab 1 987 b is 2006 d i e z u r  Le istung der zur Wortbe­
rteht igung dieser  Forderungen notwendigen Tilgungsrate n .  Die d iesbezüg!tchen Leistung en der Republik 
Österre ich bo l iden steh fü r die Jahre 1 982 bis 1 98 7  auf insge samt 1 596,2 M i l l S, wovon rd 3 1  vH bzw 
4 8 0 , 9  Mi l l  S im Weg e der Divide ndenausschüttungen an d e n  B u nd z urückflossen .  Rund d ie H älfte d e r  
Bundesz uschiisse w urde für  d i e  Dividendenausschüttu ng e n  i nsgesamt verwendet. 

26_1 Das haft ende E igenkapital gem § 1 2  Abs 2 un d  8 KWG 1 9 79 e rhö hte sich von 2 1 44, 1 Mil l  S 
(Ende 1982)  u m 3 733,4 Mi l l  S ooer 1 74 , 1  vH auf 5 877,5 Mi l l  S (EndeI 986) .  In d iese m Zeitraum wurde 
der Bank E ig e n kapital d u rch K apitalerhöhu ngen und durch das Aufgeld aus der  Ausgabe der nauen Aktien 
zugef ü h rt . Weit e rs begab die LB zur Stärkung des haftenden E igenkapitals nachrang ige Emissionen und 
im Jahre 1 98 6  Partizipationskapital,  dessen Ausgabemehrerlös den so nstig e n  Rücklag en zugeführt 
w u rd e .  D ie LB ko nn te ihr  haftendes Eig enkapital zum g rö ßeren Tei l  aus Kaprtalerhöhung e n  und E mis­
s io n e n  und nur zum kle i neren Teil aus eigener Ertragskraft aufbauen. H iez u hält die LB fest ,  daß der Anteil 
der Innenfinanzierung am Haftkapitalzuwachs in den letzten beiden Jahren ont scJ1eidend g estieg�n sei. 
D u rch die Kapitalzuf ührungen und die bewußt angestrebte Verlangsamung des Bilanzsummenwachstums 
lag die Zunahme des haftenden Eigenkapitals weit über jener des Bilanzvolumens;woourch sich die aus 
der B i lanz ableitbare Haftungsgrundlage verbesserte. 

Eine der  Zielsetzungen der ab 1 _  Jänner 1 987 in Kraft g etretenen KWG-Novelie 1 9B6 bestand in der 
Stärkung der Eigenkapitalausstatturlg der Kreditunternehmungen, die im Sinn dieses Gesetzes neu als 
" H aftkapital" bezeichnet wurde. Nach der Neufassung hat das Haftkapital jed e r  Bank gem § 1 2  
Abs 2 KWG zumindest 4,5 vH der Aktivposten und 2,25 v H  der Eventualverpflichtungen, soweit für die­
se keine Rückstel lungen bestehen, zu betragen. Die neuen Haftkapitalsätze sind i nnerhalb e iner zohnjäh­
r ig e n Ü bergangsfr ist zu e rre ichen; das Neugesch äft (die Ausweit u ng der  Bi lanzsumme ab 1 .  Jän­
ner 1 987) ist sofort zu unterlegen. 

Die  gesetzlich vorgeschriebene Mindestkapitalausstattung ist derzeit weder bei der LB noch bei 
ande ren Großbanken gegeben, Unter Zugrundelegung der KWG -Novelle 1 986 betrugen d ie  Haftkapital­
q uoten jeweils zum 31 . Dezember 2,7 vH ( 1 985), 3,2 vH ( 1 986),  3,6 vH ( 1 987) und 4 vH ( 1 98B). Unter 
Be rücksich t ig u n g  der Ü bergangsbestim mungen belief sich das Haftkapitalquotenerfordern is zum B ilanz­
st ichtag 1 987 auf 2,9 vH. Das Haftkapital der LB e r hö hte sich im J ah r  1 98 7  um 868,5 Mill S oder 
1 2,9 vH auf 7 607,5 Mill S. Auch im Jahr 1 987 e rfolgte die Haftkapitalaufstockung zum weitaus über­
wiegenden Teil im Wege der AuBenflflanzierung (Haftkapital zum 31 . Dezember 1 988 8 879,3 Mi ll S).  

Laut einer von der Bank e rstellen Vorschaurechnung beträgt das HaftkapitalzufGhrung serfordernis, 
unter Annahmn l< in es d u rchschnittlichen Wachstums in Höhe von 5 vH, insgesamt 7,3 Mill iarden S; hie­
von e ntfal len 3,G Milliarden S auf Zufüh ru ngen zur Haftrück lage, so daß unter der Annahmo koiner weite­
ron zusätz lich e n  Innenfinanzierung eine Kapitalzufuhr von außen in Höhe von 3,7 Mi lliardon S erforder­
l ich w äre. Angesichts der rechtlichen und wirtschaftlichen Lage erscheint die eriorderliche Haftkapitalauf­
stockung zumindQst zur Hälfte nur im Wege einer Au ßenfinanzierung unter  der Voraussetzung einer stän­
rl igen ErtrJgsI'fl lwsserung erreichbar. 

2 6 . 2  Nach r\ i lsicht des RH benötigt die LB nteht zuletzt im Hinblick auf ihre Auslnndsaktivitäton und 
d as da rn it  verbundene "Hating" sowie auf die Eigonkapitalempfehlungen des sog enannten "Cooke-Komi­
teos" ü ine den intornationalen Standards genügende H aftkapitalausstattung. 

27_ Den bei e inzelnen Kreditgeschäften drohenden Ausfällen hat die Bank durch d ie Bildung von E in­
ze lwertbeochtig ungen und Rückstellungen sowie d urch eine Vorsorge für Länderrisken Rechnung ge­
tragen.  Die Kreditrisikovorsorgen, insgesamt im Verhältn is zu den Bruttoausleihungen an Banke n und 
N ichtbanke n, e rhöhten sich von 1 ,6 vH auf 2,1  vH.  Die Vorsorge für Länderrisken betrug rd 40 vH der 
bezügltehen Ausleihungen. Die akkumulierton Verluste des überprüften Zeitraumes beliefen sich auf rd 
1 6  vH des durchschnittlichen Haftkapitals. 

Au.�nd.- und Fremdwährungsgeschäft 

28_1 Das internationale Geschäft bestimmte in immer stärkerem Ausmaß d ie  Geschäftspolitik der 
österreich isch o n  Kreditwirtschaft Oie Entwicklung des Auslandsgeschäftes der österre ichischen 
Kradit u nterne h rnung en, insb der Aktienbanken, war d u rch die zunehmende Auslandso rientierung d er 
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Ö5terreichischen Wirtschaft gekennzeichnet. Die Ausweitung und zunehmende gegenseitige Abhängig­
keit der internationalen Finanzmärkte. die Liberalisierung. Globalisierung und Integration der Geld-. KapI­
tal- und Kreditmär1<te sowie Strukturverschiebungen hinsichtlich Schuldnerkategorien. Einlegern und 
Fristigkeit waren ebenfalls maßgeblich für die Entwicklung. Die internationalen Finanzmär1<te waren weiters 
von der Deregulierung, Securitization, der technologischen Revolution im Informatlons- und Kommunika­
tionsbereich, der Verstärkung des Wettbewerbs und der Entstehung einer Vielzahl neuartiger Finanzie­
rungsinstrumente und Finanzdienstleistungen geprägt. Auch die österreichischen Großbanken haben 
derartige Geschäfte, sogenannte "Finanzinnovationen", durchgefOhrt, die im wesentlichen außerhalb der 
Bilanz ("off-balance-sheet-transactions") abgewickelt wurden. 

Das Auslandsgeschäft der überprüften Bank wuchs sowohl aktiv- als auch passivseitig stärker als 
das Inlandsgeschäft und führte somit zu einem steigenden Anteil am Bilanzvolumen. Der Fremdwäh­
rungs-Bereich wies insgesamt im überprüften Zeitraum eine geringere Zuwachsrate als der Schilling-Be­
reich auf. Das bilanzwirksame Auslandsgeschäft, definiert als Transaktionen mit Ausländern in Schilling 
und in Fremdwährung, betrug 1 982 aktivseitig 29,3 vH und passivseitig 33 vH und erhöhte sich bis 1 988 
auf 39,9 vH bzw 37,1 vH. Die Auslandsanteile der LB lagen zwar weit über dem Durchschnitt jener der 
gesamten österreichischen Kreditwirtschaft, jedoch im Vergleich mit den ästerreichischen Aktienbanken, 
ausgenommen die Auslandsaktiva in den Jahren 1 987 und 1 988, darunter. 

Das Fremdwährungsgeschäft, definiert als Transaktionen In Fremdwährung mit In- und Ausländern, 
lag mit Ausnahme der Jahre 1 987 und 1 988 anteils- und betragsmäBig jeweils über den entsprechenden 
Werten des Auslandsgeschäftes. Es umfaßt neben den herkömmlichen bilanzwirksamen Geschäftsarten 
auch Eventualverpflichtungen, die im überprüften Zeitraum teilweise außerordentlich hohe Zuwachsraten 
aufwiesen. Den Schwerpunkt der nicht bilanzwirksamen Geschäfte bildeten die Eventualverpflichtungen 
aus fremdwährungs- und zinssatzabhängigen Geschäften. Das Volumen dieser ·off-balance-sheet-trans­
actlons· bQtrug zum BilanzstIchtag 1 988 mehr als die Hälfte der Bilanzsumme. 

28.2 Wie der RH kritisch vermerkte, erfolgte bis zum Ende der örtlichen Überprüfung keine laufende 
Erfassung des ertragsmäßigen Anteiles des Auslandsgeschäftes. 

28.3 Die Bank erklärte hiezu, im Jahre 1 987 mit der Erarbeitung eines Programmes zur laufenden Er· 
fassung der Erträge aus dem Auslandskreditgeschäft begonnen zu haben, welches sie dann 1 988 nach 
einer umfangreichen Testphase einführte. 1 989 wäre im Bereich Internationales Geschäft auch ein 
Programm zur Erfassung der Erträge nach Sparten eingerichtet worden, das auch die Auslandsfili�lIen 
sowie die ausländischen Tochterunternehmungen miteinbezog. Durch die Einführung der Kundenkalkula­
tion wOrde die Ertragserfassung weiter verfeinert werden. 

29.1 Die Auslandsfilialen der LB trugen bislang aufgrund des kurzen Bestandes nur verhältnismäßig 
wenig zu deren Ertragsentwicklung bei. Die Filiale London erwirtschaftete seit Bestehen nur negative 
Teilbetriebsergebnisse, während die Mitte 1 987 errichtete Filiale New Vork das Rumpfwirtschaftsjahr mit 
einem positiven Teilbetriebsergebnis abschloß. Positive Ergebnisse erzielte die Filiale London fast aus­
schließlich durch Handelsgewinne aus dem Wertpapier- und Devisengeschäft. 

29.2 Die Bank verwies darauf, daß Ihre Filialen bereits am Ende des ersten Bestandsjahres die Er­
tragsschwelle Oberschritten haben, was international kaum üblich Ist. FOr das Jahr 1 989 erwartete die 
Bank eine weitere deutliche Steigerung des Betriebsergebnisses der Auslandsfilialen. 

30.1 Das nicht biJanzwirksame Auslandsgeschäft der LB wies spezifische Risikoverläufe und Kombi­
nationen der auch das bilanzwirksame Geschäft betreffenden Risken auf. Die Entwicklung der Finanz­
innovationen führte zu keiner Beseitigung, sondern zu einer Umverteitung der Risken von den bilanzwirk­
samen zu den nicht bilanzwirksamen Geschäften. Zufolge der Vielschichtigkeit derartiger Transaktionen 
gestattet sich die Risikoermittlung oft schwierig und ist zT nur mittels anspruchsvoller finanzmathema­
tischer Bewertungsmodelle einigermaßen durchführbar. 

Nach der KWG-Novelle 1 986 sind nunmehr im § 1 4  a als ·offene Devisenpositionen" für das Fremd­
währungsgeschäft zur weitgehenden Ausschaltung des Kurs- und Fristentransformations(Zinsände­
rungs)risikos Obergrenzen eingeführt. 

Das Auslandsgeschäft wurde in der LB im Vergleich zu anderen österreichischen Banken lange Zeit 
vernachlässigt. Die neue Bankleitung bemühte sich nach den bedeutenden Kreditausfällen um eine mög­
lichst rasche Sanierung des Institutes. Offensichtlich erst nach Abschluß einer längeren Konsotidie-
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ru ng sphase st and en Kapaz i tät en f re i ,  um d o m  Au s l and sgoschäft entsprechondes Augenmerk zuzuwen­
d en . 

Mitt lorwoilo hatt o n  a l l o r (� i nqs ;l I 1 d e r e  östorroich ische Eb llken f i l ia len an bodeutonden F i n3nzplätz e n  
im Ausland e rrichtet und a uch t ü r  d ie L B  inte ressante M;:uktposit iorw n  besetzt. S i e  boten damit ihren Kun­
d e n  ein besser ausgebaute s Service an u nd hatt e n  Finanzinnovationen rasche r in  ihre P roduktpalett e 
aufg e no mmen . 

30.2 De r HH 3 fl o rk,lflnte d i e  O e rn Lihungen d e r  d e r z e it igon E33n k l e it u n g ,  den nückstand im Auslands­
gesch äft g o g e n ü be r  oste r r ü ich isdwn Konku rrenzinst i tuten a u f z u h o l e n .  

Oie B ankleitung h atte es al lürdings verabsi1umt ,  be triebse ig en es Person�lI durch geziette Schu lung im 
Auslandsgeschäft ausb il d en zu lassen. So m u ßte n verhältnis m ä ßig teure Kräfte von außen angeworben 
werden. Zusätzl ich br achte die im Jahre 1983 erfolgte Bestellung des LeMers des Auslandsbe reiches nicht 
den erwartete n  E rfolg, was zu e inem nückschlag bei den Bemü hu ng en um einen ständ ig en Aufbau d e s  
Ausla ndsg esch äftes füh rte. 

30.3 Die Bank wies in ihrer Stellungnahme auf ein seit 1 987 be stehend es spezielles Ausbildungspro­
g ram m hin. Die Bere ich sle rtu ng sei in der Zwische nze it mit ein em hochqualifizierten Fachmann besetzt 
word en . 

3 1 . 1  D u rch die G r ü ndung der  Fil ialen in Landon und New York e rh ie lt das Auslandsgeschäft der LB 
entsche ide nde Impulse. Das stra tog isch o Konzept sah f ü r  die nächsten Jahre die Errichtung einer wei­
te ren Filiale in Ho ngkong u nd d i e  Verstärkung der P räsenz in E u repa vor. Damit so l lten sich neue Ge­
schäftsmög l ichkeiten eröff n en u n d  bereits betriebene G esc h äf tszweig e ausgebaut werden könne n . 

3 1 .2 Zur besseren F ü h ru ng u nd Erfassung d e s  Aus l andsg e sch äftes e rachtete d e r  RH noch e inzelne 
Ma ßnahmen f ü r  zweckmä ßig, bspw e in e laufende u nd nach Spal ten gegl iederte Erfassung der Erträg e  des 
Auslandsgeschäftes, die insb i m  H inb lick aul d i e  zT g e ring en Spa n n e n  im Verhä�n is zum Risikopotential 
als D ispositionsg rund lage für  d ie Bankleitung z u  dienen hätte . 

3 2 _ 1  M it d e r  Au sweit u ng d es Ausla ndsgeschäftes d e r  LB und aufg ru nd der Entwicklung der inter­
natio na le n Ve rsch u ldu ng war d er B erücksichtigung von sogenannten 'lände r risken� im zunehmenden 
M aße Rech nu ng zu trag en. Die Beu rtei lu ng der A ng emessen he it der Länderrisikovorsorge bzw eine 
Quant ifiz ieru ng und Qual i f iz ierung de r Länderrisken war jedenfa l ls problematisch. 

3 2.2 Der RH empfah l jedoch de n Aufbau einer Vorsorge in Höhe von zu mindest 50 vH der bezügli­
chen Oblig i .  Abg esehen davon soliten au sg ewählte Staatsrisken nur bei attraktiven Marge n übernommen 
we rd en . Obwo h l  tür nicht bi l3nzwirl<same Transaktionon gomäß KWG-Novelle keine Not wend igke it zur Er­
z ie l u ng e i n e s  M ifld e�,t e r t rages zu r l Iaftkapitalunler logung be ste ht , soille - sowe it konkur re nzbed i ng t 
mög l ich - d e n schw i er iq e n  r{ isikoverh�1 I tnissen im intorn3t ionalon Ge sch äft m ittel s d e r Preisgestaltu ng 
e n tsprec he nd nechnung g et rage n w o rden.  Weiters wäre i m  H inblick auf das a l lg em e in höhere Risiko­
po tent i3 1  des Ausl . l rlcb)ps(. i l j ftes üin J\usbau des R isikom a n il g e ments in  R icht ung Gesarntrisikoposition, 
d ie sowohl die Hi"kof1 d m  bi la !lzwirhsa m e n  ö1ls a u d) d e r n icht  b i lan zwirksame n Geschäfte erlaßt, zweck­
die nl ich. 

32.3 D i e  B;:1.nk tp i l\e i n  ihwr Stol lungnahmo m it ,  daß d ie Vorso r g en f ü r  lände rrisken zum 3 1 . D ezem­
ber 1 988 bore it s rd 50 vi I betrugen.  für don Jah rosabschl u ß  1 989 :st im Rahmen der B udgetplan u ng e i n e  
Erhöhung der Lünderr is ikovorsorgo a u f  rd f3 0 vi f d e r  b e züg l ichen O b l lg i  vorg e s e hen. 

33 . 1  Bei den Finanzin novat ionen der  LB WLlre fi P rüfungs d efizit e  festzustel len.  

3 3 . 2  Nach t,n" ir:h l  d o �� fl il  ist dem P r ii funqe, o rfo r d o r n i s  g e rn § 24 a KWG s flite ns des Bereiches 
Revision noch n icht h : f l r n i dlflnd Ofl tspr odl On wor d e n . 

3 3 . 3  Die El 3 n k  h i e lt h it'lU  fo st , daß d o rn Prüf u n g s 8 rfor d ernis in angemesse ner Weise e ntsproch e n  
wor d o n  se i . A l l tl fd i n q s  ü n t h i o l ton d io  Borichtn  ko ino fhlW8ise a u f  d erartige P rüfungshand lungen, d a  sich 
h iobe i koino [3oilnstilnd u n gen orgoben h ätt o n . 
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34. Die LB erwarb im Herbst 1987 100 vH der Aktien an der Midland Export·Creditbank AG und 
änderte in der Folge die Firma auf Länderbank·Exportbank AG (LBEX). Im Zuge der Neugestaltung des 
Exportgeschäftes wurde der LBEX eine Reihe von Aufgaben übertragen, die bislang verschiedene Stellen 
der LB erfüllt hallen. Sämtliche exportbezogene Produkte der LB sollten nunmehr von dieser Tochterge· 
seilschaft nach dem Grundsatz "one hand full service" vermarktet werden. Um auch bei Sondergeschäften 
im Außenhandel eine besondere Beratung und Betreuung anbieten zu können, wurde mittlerweile eine 
eigene Dienstleistungsuntemehmung als Tochtergesellschaft der LBEX gegründet. Diese Länderbank 
International Trade Services GesmbH (LBITS) sollte als banknahe Handelsserviceunternehmung Waren· 
kombinations- und Verrechnungsgeschäfte für Kunden durchführen. 

35.1 Die LB beteiligte sich zwecks Ausbaus ihres internationalen Bankgeschäftes im April 1 980 mit 
25 vH an der Banque Continentale du Luxembourg S.A. (BCL). Angesichts der unbefriedigenden Ge· 
schäftsentwicklung, der Nichterfüllung der in die BeL gesetzten Erwartungen und um sich vor weiteren 
Verlusten zu schützen, verkaufte die LB die Beteiligung im Feber 1982 mit Verlust. 

35.2 Der RH kritisierte die Entscheidung der LB für diesen Aktienerwerb, weil sie auf zT unzurei· 
chenden Grundlagen beruhte sowie trotz negativer Beurteilungen durch den beauftragten Wirtschafts­
prüfer und entgegen dem ablehnenden Rat der eingeschalteten Fachabteilungen der Bank erfolgte. Nach 
Ansicht des RH wäre schon zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses die voraussichtlich schlechte Ge· 
schäftsentwicklung der BCL klar erkennbar gewesen. Überdies führte die dargestellte Vorgangsweise zu 
einem überhöhten Kaufpreis. 

36. 1  Bei einem Fremdwährungskredit an eine Handelsgesellschaft fiel die Bank betrügerischen 
Machenschaften zum Opfer, die allerdings durch Versäumnisse der zuständigen Sachbearbeiter erleich· 
tert wurden. 

36.2 Nach Ansicht des RH waren im Zuge der Abwicklung dieses Geschäftsfalles einige Schwach· 
stellen zu erkennen, welche die Stellung der LB In künftigen Verhandlungen oder gerichtlichen Aus· 
einandersetzungen erheblich belasten könnten. 

Beteiligungen Im allgemeinen 

37.1 Die unter der Bilanzposition "Beteiligungen" ausgewiesenen Anteilswerte erhöhten sich von 
1 5 1 8, 1  MiII S (Ende 1 982) auf 3 567, 1 MiII S (Ende 1 987). Diesen Ansätzen waren allerdings die aus 
bilanztechnischen Gründen unter der Position "Eigene Wertpapiere" verbuchten Gesellschaftsanteile hin­
zuzuzählen. Unter Einbeziehung dieser Werte erhöhte sich der Beteiligungsbesitz im gleichen Zeitraum 
von 1 896,1 Mill S um 90,S vH auf 3 61 1 ,8 Mill S. Im wesentlichen wurde dieser Zuwachs durch Kapi­
talerhöhungen und Gesellschafterzuschüsse bewirkt. 

In den Jahren 1 982 bis 1987 vereinnahmte die LB von ihren Beteiligungsunternehmungen rd 
69t' Mill S an Dividenden. Dazu kamen 643 Mill S ao Erträge, die im wesentlichen durch Aufwertungen 
und nur zum geringeren Teil durch Veräußerung von Anteilen entstanden sind. Dem standen Belastungen 
der  Bank aus GesellschafterzuschOssen, Abschreibungen und sonstigen Verlusten in Höhe von 
535 Mill S gegenüber. . 

Die Bank mußte jedoch auch noch für die Beteiligungen Einzelwertberichtigungen und Rückstellungen 
bilden, die Ende 1 987 rd 204 Mill S erreichten. Im Laufe der Jahre traten in diesem Bereich Forderungs· 
verluste von 251 Mill S auf, welche die Bank über Einzelwertberichtigung oder Rückstellung ausbuchte. 
Diesem Risikoaufwand war allerdings entgegenzuhalten, daß die Industriebeteiligungen naturgemäß ihre 
Bankgeschäfte weitgehend über die LB durchführen, hier somit aus Zins- und Provisions erträgen wieder 
Mittel der Bank zufließen. In den Jahren 1 982 bis 1987 betrugen diese rd 552 Mill S. 

Die Kapitalerhöhungen und (aktivierten) Gesellschafterzuschüsse von 869 Mill S wirkten sich wirt· 
schaftlich nur auf die Liquidität aus. 

37.2 Nach Ansicht des RH waren insgesamt die Dividendenerträge im Verhältnis zu den Bilanzan· 
sätzen go1. Auch die übrige Gebarung war nicht ungünstig, sieht man von einigen wenigen Beteiligungen 
m it schlechter wirtschaftlicher Entwicklung ab, die aber nach den nunmehr vorliegenden Konzepten in 
Sanierung begriffen sind. 
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38. Bis März 1 983 hatte keine Abteilung bestanden, die sich ausschließlich mit den Beteiligungen 
der Bank beschäftigte, vielmehr wurden diese Angelegenheiten vom Kreditsekretariat des Vorstands 
betreut. Ab diesem Zeitpunkt wurde die Abteilung Beteiligungsverwaltung schriHweise eingerichtet. 

Im März 1 987 wurde - eher plötzlich - ein neuer Leiter eingesetzt, der g leichzeitig dem Ressort 
wExport- u nd Auslandskreditew, später dem Ressort wGroßkunden", vorstand. Diese eher unorganische 
Koppelung war dadurch entstanden, daß vorerst noch kein geeigneter leiter dieser ab Anfang 1 988 als 
Bereich bezeichneten Abteilung gefunden werden konnte. Ab 1 988 erfolgte eine offensichtlich endgültige 
Bestellung dies leiters dieses Bereichs. 

Diese Entwicklung - vor allem in den letzten beiden Jahren - spiegelte sich auch in der Personal­
fluktuation wider. 

39.1 Mit der nunmehrigen Neuordnung der Aufgaben der Beteiligungsverwaltung der LB ist eine end­
gültige Form der Aufgabenverteilung innerhalb der Bankengruppe gefunden worden, womit eine vieljährige 
Phase der Ungewißheit der einzelnen Institute ihr Ende gefunden hat. So wurden die jeweiligen Tochter­
banken von der LB eher eng gefOhrt, ohne daß ihnen aber bestimmte Zielsetzungen als Gruppenkonzept 
zur Verfügung gestellt worden wären. Wechsel der Geschäftsführungen und damit auch der geschäfts­
politischen Zielsetzungen, Änderung des Firmenwortlauts udgl trugen oft zu einer Beeinträchtigung der 
Geschäftstätigkeit bei. 

Das nunmehrige Konzept beruht auf einer Standortbestimmung der einzelnen Institute innerhalb der 
Gruppe mit abgestimmten geschäftspolitischen Zielsetzungen. 

39.2 Nach Ansicht des RH sollte dies auch innerbetrieblich zu einer Straffung der Organisation und 
durch Inanspruchnahme von Diensten der LB zu einer kostengünstigen Verwaltung führen. 

Einzelne BankbeteI l Igungsunternehmungen 

40.1 Die dem Umfang und der Bedeutung nach größte Bankbeteiligung der LB ist das Österreichische 
Creditinstitut (ÖCI). Anläßlich seiner Gebarungsüberprüfung hat der RH die schwierige wirtschaftliche 
Lage dieser Bank festgestellt (TB 1 985 Abs 56). 

Mit Beschlu ß des ÖCI-Vorstandes vom Juni 1 986 wurde die Erarbeitung eines neuen Unterneh­
mungskonzeptes (NUK) eingeleitet, das anfangs 1 987 vorlag. Seine Schwerpunkte waren eine Spannen­
verbesserung durch Zuordnung der Aktiva nach Art der Verzinsung zu den entsprechenden Refinanzie­
rungen, zielgruppenspezifische Ausweitungen des Geschäftsvolumens im Rahmen einer ausgewogenen 
Risikopolitik sowie deutliche Einsparungen auf der Kostenseite, vor allem bei den Sachmitteln. Durch die­
se Maßnahmen sollte das ÖCI bis spätestens 1 991 in die Lage versetzt werden, wieder Dividenden aus­
zuschütten. (Tatsächlich hat die Bank für 1 987 und 1 988 jeweils eine Dividendenzahlung von 4 vH ge­
leistet). 

Eine verstärkte Kooperation mit der LB auf den Gebieten des Personalwesens, der Ausbildung, der 
ADV und des Vertriebs sollten die entsprechenden Kostenersparnisse bringen. Durch einen neuen 
Führu ngsstil, eine echte Zielvorgabe des Eigentümers LB und eine feste Stellung in der Bankengruppe 
sollte auch die Einsatzbereitschaft und -freude des bis dahin wegen der ungewissen Zukunft verun­
sicherten Personals gehoben werden. 

Zuvor war auch eine weitgehend wirtschaftliche Sanierung vorgenommen worden, die eine Reihe von 
Kapitalmaßnahmen, Bilanz- und Ertragshilfen umfaßte. 

Mitte 1 986 wurde ein neuer Vorstandsvorsitzender bestellt und das schon erwähnte Unternehmungs­
konzept mit künftigen Strategien und geschäftspolitischen Schwerpunkten beschlossen. 

40.2 Nach Ansicht des RH ist durch diese Maßnahmen und die dargestellten finanziellen Transaktio­
nen nicht nur die Grundlage für eine positive wirtschaftliche Entwicklung des ÖCI geschaffen worden (in 
der Erfolgsrechnung des Jahres 1 987 zeigte sich bereits eine entscheidende Verbesserung der Er­
tragslage), es wurde auch die Haltung der LB zu ihrer Tochterbank, die bis dahin immer eher unterschied­
lich und auch fernstehend war, günstig beeinflußt. 

41 . Der RH halle anläßlich seiner Gebarungsüberprüfung bei der Mercurbank GesmbH (MB, TB 1 986 
Abs 79) deren unterschiedliche geschäftspolitische Zielsetzungen, die zwischen Spezial- u nd Vollbank 
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wechselten, und den oftmaligen Geschältslührerwechsel als nachteilig für die wirtschaftliche Lage 
bezeichnet. Ebenso war die geschältspolitische Vorstellung über d ie Leasingaktivitäten, die durch d ie 
-Mercur·Kredit und leasing GesmbH (MKl), vorerst in Personalunion mit der MB, später als eigene Ge· 
seilschaft durchgefOhrt wurden, uneinheitlich. Vor allem unter dem wirtschaftlichen DI1.Jd< kam es sodann 
zu einer Neuordnung des leasinggeschältes in der länderbank·Bankengruppe. 

Im laufe des Jahres 1 987 nahm die MB das Massen·Mobilienleasing in ihr Programm auf und vertreibt 
es über das vorhandene AußensteIlennetz. Als alternatives Produkt wird unverändert der Teilzahlungs· 
kredit angeboten. Die MKL wurde in LB-leasing GesmbH umbenannt und hat auf das nunmehr von der MB 
betriebene Massenmobilienleasing verzichtet. Sie verstärkt ihre Bemühungen bei gewerblichen Kunden 
und vertreibt ihre leasinggeschäfte (vor allem Immobilien und Anlagen) auch über die Geschäftsstellen 
der lB und des ÖCI. Darüber hinaus wurde eine Ausweitung der Aktivitäten im Bereich der Sonderfinan­
zierung und der Publikumsbeteiligungsmodelle vorgesehen. 

Damit verfügte d ie LB grundsätzlich über zwei Tochterunternehmungen, die in unterschiedlichen 
Marktabschnitten mit der entsprechend unterschiedlichen Produkt- und Vertriebspolitik zum gemein· 
samen Nutzen der gesamten Bankengruppe auftreten. Während die MB weiterhin als Teilzahlungsbank 
tätig wird und auch als Bank bilanziert, sollte die LB·leasing als leasinggesellschaft und nicht nach den 
Formvorschriften des KWG bilanzieren. Gerade im Zusammenhang mit dem leasing von Großanlagen und 
Immobilien bedeutete dies eine beträchtliche administrative und kostenmäßige Erleichterung. 

Die rechtliche Durchführung erfolgte sohin auf die Weise, daß die Bankenkonzession zurückgelegt 
und Zug um Zug vom BMF fOr eine neu zu gründende Bank GesmbH innerhalb der Länderbank-Gruppe neu 
ausgestellt wurde. 

42. Diese Bank, in der Folge LB·Kreditbank GesmbH genannt, hat die Aufgabe, jene Teilzahlungs· 
und sonstigen Kreditaktivitäten durchzuführen, die von Kunden an die LB-Bankengruppe herangetragen 
werden und weder von der LB-Leasing noch von der MB wahrgenommen werden können. Die Führung die­
ser Bank besorgen die Geschäftsführer der MB, wobei auch vorgesehen Ist, vorerst keine zusätzlichen 
Mitarbeiter aufzunehmen. 

43. Neben dem Teilzahlungs- und Leasingbereich, der österreichweit tätig ist, verfügt die LB noch 
fiber Institute, die entweder auf regionale Interessen beschränkt sind (Eisenstädter Bank AG, kurz EB), 
oder mit einem bestimmten Aufgabengebiet betraut sind (LBEX. Mercur-Kapitalanlagen GesmbH). 

Die EB nimmt die Interessen der Gruppe im Burgenland wahr und wird praktisch wie eine Landes· 
direktion der lB gefOhrt. Der RH hatte anläßlich seiner letzten Gebarungsüberprüfung bei der EB (TB 1 986 
Abs 78) - unabhängig von kostensparenden Kooperationen mit der LB in einer Reihe von Verwaltungs· 
bereichen - eine größere Selbständigkeit der EB angeregt. 

Die LBEX bietet die Möglichkeit, für die Gruppe eine breite Produktpalette fOr die Finanzierung und 
UnterstOtzung österreichischer Exporte sowie des internationalen Handels anzubieten, wobei h ier  d ie 
Erfahrungen der Vorgängerbank mitbenutzt werde'n können. 

Die Mercur-Kapitalanlagen GesmbH ist die Investmentfondsgesellschaft der Länderbank. 

VeräuBerung von BankbeteIl Ig ungen 

44. Der RH hatte im Zusammenhang mit seiner Querschnittsüberprufung -Einrichtungen der Innen· 
revision- im Jahre 1 981 und mit der jährlichen Einkommenserhebung bei allen Kapitalbeteiligungen des 
Bundes, beginnend ab 1 983, beabsichtigt, auch die Österreich ische Investitionskredit AG (Ö IK) und die 
Oesterreichische Kontrollbank AG (OeKB) in seine diesbezüglichen Ermittlungen einzubeziehen. Seide 
Banken verweigerten dies mit dem Hinweis, daß aufgrund ihrer Auslegung des RH-Gesetzes bzw der dies· 
bezüglichen Verfassungsbestimmung keine Prufungszuständigkeit des RH gegeben wäre. 

45_1 Mit Gesellschafterbeschluß vom 26. Juni 1 987 veräußerte d ie Investkredit Holding GesmbH 
(Gesellschafter: Creditanstalt-Bankverein, ÖSterreichische Postsparkasse, lB) von ihrem damaligen An· 
teil am Grundkapital der ÖIK von 202,803 Mill S (50,7 vH), ein Nominale von 1 1 ,7 Mill S an ÖIK-Aktien, 
dh 2,52 vH des Grundkapitals, zum Kurswert von 350 vH. 
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Mit Bescheid vom Ju l i 1 987 o rfolgte die erfo rde r ldlO Gerln l irn igu ng d urch d;-ts BMF. Dom war olno Auf· 
sichtsratss itzu ng der L B  vom Juni 1 98 7  vo rausg ega nge n ,  in der  als Motiv für diese T ransaktion e ine be ­

vorstehe nde Überp rüfu ng der ÖIK d u rch den R H  ang ef ü h rt worden war;  weiters wurde festgehalt e n ,  d a ß  
auch d e r  B u ndesm inister f ü r  F inanz e n  g egen diese beabsichtigte Trans aktion keinen Einwand erhebe n 
werde. 

Im Aufs ich ts rat der LB war schon die Frage aufg ewo rfen wo rden, ob hiebei nicht ein "Scheing eschäft" 
vo r l iege , in d e n  inte rne n  Aufze ichnungen der B an k  wurde d iese Tran saktio n a ls "Kostge schäft" boze ich ­

n e t . 

4 5 . 2  Nach Ansicht d es RH verm ittel n  d ie vertrag l ichen Bestim m u n g en und auch d e r  vereinbarte 
"Kau fpre i s" - verg l ichen m it e ingeholt en G ut achton aber auch mit dem Kurs des späteren tatsächlichen 
Verkaufs - den E ind ruck, daß hier nur ein Vorwand g e schaff en wu rde , vore rst e i ne Ü berprüfu ng d u rch 
d e n  R H  hintanzuhalt o n .  Als der Antrag des R H  auf Festste l lu ng der P rüfung szustärKIigkeit beim VfGH 
eing ebracht worden war, veräu ßerten die drei Banken, vertreten du rch die Hokl ing, endg ült ig die fraglichen 
Anteile (Kurs 450 vH).  

46. 1 M itte 1 9 8 7  hatte der Vorstand der OeKB ua auch an die L B  e i n  Schreiben gerichtet, in dem er 
ausführte,  d a ß  be reits seit  e in iger Zeit die OECD-M itg l ieds länder darauf drän gten , die OeKB sollte als 
mehrheitlich (wenngle ich auch nur Indirekt) im Staatseigentum stehende Bank die Zinssätze fOr die öster­
reichische Exporti inanzie rung anheben. Zusätzliche Probleme ähnlicher Art kön nte n  im Zusammenhang 
m it einer verstärkten Annäheru ng an den gemeinsam e n  Markt e ntstehen. Um einen daraus sich e rge­
benden Nachteil für die österreichischen Exporteure hintanzuhalten, schlug der Vorstand vor, daß die CA­
und die LB-Gruppe durch teilwe ise Abgabe ihrer Beteil igung am OeKB-Grundkapitai je unter 25 vH Betei­
ligung gehen und zusammen damit unter 50 vH absinke n  sollten. 

Darüber hinaus wäre es ein Anli egen der Bank, die I<reditwirtschaft möglichst umfassend unter den 
Aktionären vertreten zu sehen. 

Nach langen Verhandlungen und Überleg ungen entstand ein Beteil igungsmodell, wod urch der "'ver­
staat l ichte Be reich" von ursprü ng lich je 39 vH auf je 33 vH vermindert wurde. H iebe i blieb die Art und 
Struktur der CA-Betei ligu ng m it Ausnahme der sechsprozent ige n  Kürzung vollkom men gleich. Die lB bzw 
das ÖCI verk auften insgesamt ebenfalls 6 vH, verzichteten aber auf eine unmi11elbare Beteilig ung und eS 
wurde e ine Ho ldingkonstrukt ion gewählt, welche die Annahme einer f inanzie l len Beherrschung zB im Sinne 
des RH -G es etzes a ussch l ie ßt . 

Dieses Rechtsgeschäft ist in einer Aufsichtsratssitzung der LB vom September 1 987 behandelt wor­
d e n .  Als Beg r ü ndung w u rde angeführt, daß eS zur H armonisierung m it den OECD-Richt linie n  erforderlich 
sei, den u n m i tt elbaren Einf luß der beiden Großaktionäre CA und LB auf die Oe KB einzuschränken, dam it 
sie in der Fo lg e nicht mehr im überwiegenden Staatsbesitz stehe. 

Ein Aufsichtsratsmitgl ied sah in dieser Vorgangsweise eine "rein opt ische Korrekt ur", d ie Inh al t lich 
nicht im Einklang mit de n OE CD -R icht l in ien st ünde;  darüber h inaus sei es nicht einzusehen, warum durch 
d iese Ne ugestaltung die OeKB der Kontrolle des RH entzogen werden solle. 

Lau1 Äu ßerung des Generaldir ektors der LB kön n e  der R H  die OeKB trotzdem - u ng e ach tet d e r  
E ig entüm e rs t r ukt ur - prüfen,  zum al s i e  i m  Exportkreditgesc h äft f ü r  d ie Republ ik Österreich tätig se i . 

46.2 Nach Ansicht des r1H hande lt es sich bei der e rwähnten Zuständ igke it a l le rd ing s u m  die Über­
prüfung der H altung en,  nicht aber der Gebaru ng d e r  Bank. D i e  beabsichtigte E rwe i teru ng des Aktionärs­
kreises ist bescheid en ausgefal len,  we i l z u  den vore rs t e lf Betei l ig u n g sbanken l ed iglich weitere d ro i  mit 
Antei len von zweimal  2 1 /4 vH und von 1 1 12  vH am Gesamtkapital der OeKB a l s neue Aktionäre h inzu­

ka me n . 

Der RH ve rrnodlte auch der Begründung , im Hinblick auf die internat ionalen E ntwicklungen im insti tu­

t ionel len Bero ich der Exportf inanzierung wäre eine m a ßgeb l iche Anpassungspfl icht der Kond it ionen nach 
oben in absehbarer Zoit  unverm eidbar gewese n , nicht zu fo lgen.  E i n e  wie auch immer g e artete Ver­
schacht elu n g ,  u m  e in e n Zustand vorzutäusche n ,  der int o r n at ion a l abgelehnte staaWche Förderungen e r­
mög l ichen so l l ,  wäre n;)ch Me in u ng des RH grundsätzlich wL-'gen der Gefahr allgemeiner Ung laubwürdigkeit 
abzulehnen.  
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47. Der RH hat in den beiden zuvor angeführten Fällen bedauert, daß seine Prüfungszuständigkeit 
ausgeschaltet wurde, zumal beide Banken im Gesamtinteresse der österreichischen Wirtschaft arbeiten 
und daher die Aufrechterhaltung der öffentlichen Rnanzkontrolle durchaus im öffentlichen Interesse 
gelegen wäre. 

Bei beiden Rechtsgeschäften hat sich eine für die lB nicht unangenehme Nebenwirkung ergeben, 
nämlich die handelsrechtliche Aufwertung dieses Beteiligungsbesitzes. 

Beteiligungen Im Bereich Industrie, Handel und Dien stleistungen 

48. Die lB-Gruppe besteht aus acht bedeutenden inländischen Industrieunternehmungen samt einer 
Vielzahl von Tochter- und Enkelgesellschaften, e iner Handelsunternehmung sowie e iner Reihe anderer 
Gesellschaften, die im wesentlichen im Dienstleistungsbereich tätig sind. Nur im Bereich der Bau- bzw der 
Baudienstleistungsunternehmungen bestehen mehrere Gesellschaften, so daß Konzepte über einheitli­
che geschäftspolitische Zielsetzungen in der Gruppe sinnvoll erscheinen. Bezüglich der lB-Beteiligungen 
an Baudienstleistungsbetrieben wurde im Oktober 1 988 im Rahmen einer Vorstandsklausur ein Konzept 
ausgearbeitet, dessen Umsetzung in die Wirklichkeit im Gange ist 

Bei den übrigen Beteiligungen, auch in der Baugruppe, beschränkt sich die Bank im wesentlichen auf 
die gesellschaftsrechtliche und wirtschaftliche Betreuung der Unternehmungen. Von Ausnahmen abge­
sehen ist die wirtschaftiiche lage der Gesellschaften im wesentlichen gut. 

Strategische Unternehmungsplanung, allgemeine Fragen der BankorganlsaUon, A DV-Elnsatz 
und Interne Revision 

49.1 Etwa seit dem Jahre 1 980 gab es in der LB eine bewußte Planung in einfacher Form. Sie war 
nicht in einer eigenen Planungsabteilung eingerichtet, sondern bei den jeweiligen Ressortleitern angesie­
delt. In dieser Anfangsphase fehlte es allerdings noch an einem angemessenen Planungsinstrumenta­
rium. 

Erst ab November 1 983 fanden regelmäßig Planungsklausuren des Vorstandes statt. Diese hatten 
nicht nur die Aufgabe, den Planungsprozeß institutsweit in Schwung zu bringen, sondern auch wirksame 
Maßnahmen zur Steuerung der Unternehmung zu setzen. Zum gleichen Zeitpunkt wurde ein eigener 
Planungsausschuß eingerichtet, der das Problembewußtsein fOr diese Aufgabe in der Bank verstärken 
sollte. Er war auch um eine Einbeziehung aller Betroffenen im Planungsprozeß bemOht und für den Ablauf 
der Projektplanung zuständig. 

Gleichfalls im Jahre 1 983 wurde ein völlig neu es Selbstverständnis ("Corporate-Identity-Strategie") 
mit einem neuen Erscheinungsbild vorgestellt. 1 984 schloß sich ein neues Mitarbeiterbeurteilungssystem 
an und 1 985 folgten schließlich die Oberarbeiteten "FOhrungsgrundsätze" und "Unternehmensleitsätze". 
Diese Schritte solhen die Unternehmungsphilosophie und -identität der Bank festlegen und damit ihr 
Selbstverständnis stärken. Gleichfalls im Jahre 1 985 wurde auch ein institutionelles Controlling zur Ver­
vollständigung des Planungsprozesses im Sinne der notwendigen ROckkoppelung und Steuerung einge­
richtet. 

Alle diese Maßnahmen fielen in den Zeitraum des Wiederaufbaues und der Neuausrichtung des Insti­
tutes, in dem es galt, ROckstände zum übrigen Bankensektor aufzuholen. 

Ab dem Jahre 1 985 schaltete d ie Geschäftsleitung eine externe Beratungsunternehmung zur 
WeiterfOhrung und Verstärkung der strategischen Planung ein. In einem etwa zweijährigen Verfahren wur­
den die klassischen Schritte jeder Strategieplanung durchlaufen. Die Arbeiten, die von einem Interdiszipli­
nären Planungsteam getragen wurden, fanden ihren Niederschlag In einer Neufassung des Unterneh­
mungskonzeptes im Jahre 1 987. 

Nach Beendigung dieses Projektes ging allerdings di.e Dynamik des Planungsprozesses verloren, weil 
es dem Planungsteam an Durchschlagskraft fehlte. Die Übertragung von Langfristzielen auf operative Be­
reichspläne und deren quantitative Umsetzung gestalteten sich schwierig. 

Im Zusammenhang mit der Neustrukturierung der Bank wurde zum 1 .  Jänner 1 988 eine eigene Orga­
nisationseinheit "Unternehmungsplanung und Sekretariat· auf der Ebene der Managementbereiche ge­
schaffen und dem Gesamtvorstand unterstellt. Im Rahmen dieses Bereiches beschäftigte sich eine eige­
ne Stelle "Strategische Planung" mit der Entwicklung eines integrierten Planungs- und Steuerungs­
systems für die Gesamtbank. 
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49.2 Der nH beurteilt e die versch iedenen Plan ungsinit iativen i m  l.iberprüflen Ze itraum sehr positiv. 
Sie brachte n eine neue Geisteshaltung ins Haus, nachdem das M ittelrnanagement lange Zeit n u r  !nforma­
tionsgeber und Befehlsempfänger gewesen war. Der A ufb ruch sol / te daher auch zu mehr Verantwortung 
u n d  Eigenstä ndigkeit auf  a ll e n  Hierarchieebe nen führen u n d  d i e  i n  der LB über la nge Zeit g eübte Vor­
gangsweiso einer "De leg ation nach oOOn" boonden. Al le genannt fölll In itiativen waren e in e  unabdingbare 
Voraussetz u ng ,  um im Wettbewerb mit verg le ichbaren U nterneh m ungen aufzuholen. 

Krit ik erschien jedoch angebracht weg e n  der beträcht liche n  Verspät ung bei der aufbauorg anisatori­
sch e n  Festsc h re ibung u nd personel/en Ausstat1 ung der  strategischen Unteme h m u ngsplanung.  Hiedurch 
ging n ic h t  n u r  manches von der Dynamik, sondern auch der u n m itt e lbare Anschl u ß  an die Vorarbeiten 
verlo re n . E s  wird in Zukunft jedenfalls weiterer Anst reng unge n bedürfen , d ie erfah ru ng s ge mä ß auftretende 
N e ig u n g  d e ra r t i g e r  Organ isationseinheiten zu einer B ürokrat is ieru ng der Planung saktivitäten zu vermei­
d e n . 

4 9 . 3  0 0 1  Vor stand f üh rt e a u s ,  d a ß  in se iner  F unktionspe r iode begonnen worden s oi ,  e ine s trate­
g ische P lanung 8 inzurichte n .  D ieses VorhaOOn sei a b  1 .  Jänner  1 988 auch realisiert worden.  

50. 1 Boro i ts im Jahre 1 979 war in der  LB eine u m fangreiche o rgan isat o risch e U m struktur ierung nach 
dem Model l  e i n e r  Bank i n  der BRD erfolgt. S ie war von den Gru nd sätzen der Gleichwertigkeit  d e r  Kun­
dengruppe n Firmen- und Pr ivat kunden ,  der  Trennung von Kunde nbet reuu ng u nd Interner technischer Ab­
wicklung sowie der  Dezen tra lis ierung dispositiver Entsche idung sbefug nisse geprägt. Ziel dieser Neuord­
n ung sollte die Schaffung einer marktorient ierten Bank sein. 

Zu B eg in n  des überprüften Zeitraumes ( 1 982) war d iese Aufbauorga n isation noch immer in Ge ltung. 

D i e  Anzah l der dem vierköpfigen Vorstand unterstel lten Organ isatio nsein heiten st ieg von ur sprüng lich 27 
auf 32 ( 1 985).  Im Jah re 1 987, also unmittelbar vor der g ro ße n  N eustrukturie ru ng , wies die Auf bauorgani­

s ation der LB einen Bereich, s echs StäOO, 1 8  Ressorts und sech s  Landesdirektionen auf. 

Wie die weitere Entwick lung ze igte, war d ie 1 979 erfolgte Umstellung der LB-Aufbauorganisation nach 
einem ausländischen Vorbild ein Mißgriff, weil dieses Modell  a u f  öste rreichische Verhältnisse nur sehr 
schwer üOOrtragbar war. D arüOOr hinaus g ab es auch bei der Um setzung dieses Gro8vorhabons bedeu­
tende P robleme. U rsache dafü r war nicht n u r  d ie  zu früh e rfolgte Auf lösung der zuständ igen Projekt­
g ruppe, sondern auch die Vernachlässigu ng wicht iger Begleitma ß nahmen. 

50.2 Wie der RH kritisch verm erkte, sind die Ziele der 1 979 eingeleitete n Reorganisation nicht erreicht 
word en. DarüOOr hinaus kam e s  in den Folgejahren zu uneinheitlichen Abteilungsbildungen, die zT mehr 
personen- als s achbezog e n  veran laßt ware n .  Einzelne Aufgabengebiete, w i e  etwa das Kreditg e schäft,  
ware n auf eine Vielzahl von Organ isat ionseinhe iten aufgeteilt , wobei sich das Fehlen einer zentralen Ver­
antwort u ng nachteil ig auswirkte.  Zufolge einer hohen Anzahl von Direktu nterste l lunge n unter den Vor­
stand wurde d e ssen Leit u ng sspanne bei weitem überzogen. Solcherart erwies sich eine Straffung der Ge­
sam tbankstr u kt u r als unumgäng lich notwendig. 

51. 1  Ab Jah resende 1 986 besch äftigte sich der Vorstand drH L B  in  insgesamt acht Klau suren mit 
e in e r gezielten Weitere ntwicklung der  Organisation der Bank_ Es hatte s ich g ez eigt, daß manch e Ge­
schäf1 s aufg a b o fl auf grund vielschicht iger S achve rhalte mit  der bestehenden Org an isat ionsst ru ktu r nicht 
m e h r  in gewoh ntem Maß zu bewältig en waren. Ausg ehend vom Ziel e iner verstärkten Kunden-,  Markt- und 
Verkaufsausrichtung sol lt e  die besteh ende Organ isat ion i m  Hinblick auf die gewandelte n  Anforde runge n 
des Marktes ü berpr üft und an die neuen Kundenbedürfnisse angepaßt werden. 

F ü r  d i e  N e u ausr ich t u n g  wurde eine "Geschäflsbere ich sorganisat ion" i m  Wege des s og e n a n nten 
B a s i sa rbeit s model ls  ( "BAM") für am besten g ee ig net gehalten.  Im ei n z elnen wurden sieben Kunden-, vier 
Dien stieistungs- und d rei  Man agement bereiche g esch affen . Von besonderer Bedeutung war die Schaf­
fung eines e igenen Bereiches "Verkauf", dem die bis dah in in den verschiedensten Org anisationseinheiten 
wahrgenommen Aufgaben der Verkaufssteuorung z ug ewiesen wurden.  Die n e u  entwickelte Org anis ation 
der LB wurde am 1 .  Jänner 1 988 in Kraft g eset zt . 

I m  E rgebnis brac hte das Basisarbeitsmodell d urch die  S ch affung überschaubarer Organisations ei n ­
hei ten n icht n u r  e ine bereits ü berfäll ige St raffung, sondern auch einfl klarere Struklur ierung der  Aufbau­
org a n i sat ion dor Bank mit s ich. Die Anzahl der dem Vorstand u n m ittelbar u nterstel lten Organisations­
e i n h e iten wurdo wesentlich ver kleinert ( 1 4  B e reiche). D urch die Einschränkung der G liederungstiefe t rat 
l u d o m  o i r1 A  V l' r f lachung d o r Organisat ionsstruktur ein ,  die o i n e  Verkürzung der Entschoidung swoge er-
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warten ließ. Andere Maßnahmen sollten eine folgerichtige Umsetzung der angestrebten Dezentralisierung 
ermöglichen. 

5 1 .2 Der RH wertete die Reorganisation der Bank im Wege des Basisarbeitsmodelles sehr positiv. 
Bemerkenswert erschien vor allem die Durchführung eines solchen organisatorischen Großvorhabens 
ohne externe Beratung. Da die Umsetzung der Ergebnisse durch die hauseigene Organisationsabteilung 
im Zuge eines eigenen Projektes wesentlich sachgerechter als bei der letzten großen Umstrukturierung 
erfolgte, blieben Zeitverzögerungen und andere nachteilige Begleiterscheinungen weitgehend aus. 

52.1 Für die neue Aufbauorganisation lagen zu Jahresbeginn 1 989 nur die Organisationsbeschrei­
bungen zweier Bereiche veröffentlichungsreif vor. 

52.2 Der RH empfahl, vermehrt zu einer projektbegleitenden Form der Dokumentation überzugehen. 

52.3 Die LB stellte dazu fest, daß die Dokumentation der Hauptaufgaben zugleich mit der Änderung 
der Aufbauorganisation durchgeführt und auch intern publiziert worden sei. An den detaillierten Organisa­
tionsbeschreibungen weiterer Bereiche werde gearbeitet 

53.1 Bereits Im Jahre 1 981 bestand Im Ressort "Organisation und Verwaltung- eine eigene Stelle 
"ProJaktorganisation", dia 1 984 unter der Bezeichnung "ProJektmanagemant" als Stabstalle des Ressort­
Ieiters weitergeführt wurde. Trotz dieser strukturellen Vorkahrung machten sich im überprüften Zeitraum 
immer wieder erhebliche Schwächen in der Projektabwicklung bemerkbar. Wie bereits ein Bericht der 
Internen Revision vom Jahre 1 983 aufzeigte, fehlte es hinsichtlich der Durchführung von Projekten an 
klaren Richtlinien. Allein im Jahre 1 984 wurde Im gegenständlichen Ressort an nicht weniger als 
1 98 Projekten gearbeitet. Eine Durchforstung und Zusammenfassung ähnlicher Projekte führte schließ­
lich zu einer Senkung auf 1 50 Vorhaben (1 985) und weiter auf 40 (1 987). 

Im ersten Vierteljahr 1 988 erfolgte eine Schwachstellenanalyse und ein Statusbericht zu den einzel­
nen Projekten. Wie diesen beiden Ausarbeitungen zu entnehmen war, bestand nach wie vor "ein Mangel an 
Zielsetzungsverantwortung (mit entsprechender Konsequenz bei Überschreitung) sowie eine Koordinie­
rungsschwäche" auf diesem Gebiet. Ein eigenes "Handbuch Organisationsprojekte" stand am Ende des 
Oberprüften Zeitraumes erst als Entwurf zur Verfügung. 

53.2 Der RH empfahl daher die EinfOhrung eines modernen ADV-gestützten Projektmanagement­
systems in der LB. 

53.3 Wie die LB dazu er1<lärte, hätten die mittlerweile ergriffenen Maßnahmen eine professionelle Pro­
jektarbeit auf allen Ebenen ermöglicht und sich voll mit der Empfehlung des RH gedeckt. 

54.1 Der ADV-Einsatz stand in der LB immer in einem besonderen Naheverhältnis zum Organisa­
tionsbereich. Dementsprechend war auch seit der Schaffung des Ressorts Organisation im Jahre 1 978 
(später. Organisation und Verwaltung) dieses für Automationsfragen zuständig. Gemäß ihrer Bedeutung 
war diese Organisationseinheit dem Generaldirektor unmittelbar unterstellt 

Die Abteilung selbst gliedarte sich in mehrere Gruppen, die weitgehend dem üblichen Schema ent­
sprachen: ADV-Organlsation, Systementwicklung, ProgrammentwIcklung und ADV-Betrleb (Rechenzen­
trum). Auf dieser Ebene gab es mehrfach Organisationsänderungen, die alle gut dokumentiert waren, wie 
auch die jährlichen Tätigkeitsberichte und -vorschauen des ganzen Ressorts einen hohen Grad an inter­
ner Organisationsreife erkennen ließen. 

Von zuletzt insgesamt 3 1 0  Mitarbeitern des Ressorts "Organisation und Verwaltung" (1 987) waren 
nicht weniger als 1 09 in der ADV-Abteilung beschäftigt. Allerdings war die räumliche Unterbringung zu­
nächst sehr ungOnstig gewesen, weshalb der Personal-Sollstand mehrfach nicht ausgeschöpft werden 
konnte. Die erschwerten Arbeitsbedingungen endeten für den Rechenzentrumsbetrieb im Jahre 1 982 mit 
der Übersiedlung in das Haus an der Freyung, für die übrigen Abteilungen erst Ende 1 988 mit der Be­
siedelung neuer Räumlichkeiten in der Schreyvogelgasse. 

Im Zusammenhang mit der Umstrukturierung der Bank ("BAM-) bildete die Geschäftsleitung Anfang 
1 988 einen größeren Bereich "Interne Dienste", der die nachgelagerten Stellen Organisation, Ökonomat 
und Bankbetrieb umfaßte. Bereits vier Monate später (Mal 1 988) wurde die Stelle "Organisation und EOV· 
aus dem Bereich herausgelöst und unter eine neue Leitung gestellt. Ende 1 988 haUe d iese Stelle 
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1 84 Mitarbeiter, damit beträchtlich weniger als die PIangröße von 205. Diese Unterbesetzung wurde durch 
Heranziehung externer ADV-Fachleute wettgemacht. 

54.2 Wie der RH kritisch vermerkte, blieb der ADV-Bereich am längsten von den Reorganisations­
bemühungen in der Gesamtbank ausgespart. Der rasche Leitungswechsel war wohl eine Folge von Ver­
säumnissen In den Vorjahren, in denen der Vorstand stärker seine Zielvorstellungen und Vorgaben In den 
Bereich einbringen hätte müssen. Zudem erschienen die zuletzt gesetzten Maßnahmen als risikobehaftet, 
weil die Bank von den Werkleistungen hausfremder Fachleute abhängig war. 

54.3 Wie die Bankleitung dazu erklärte, habe in der Phase der Sanierung ( 1 981 bis 1 984) der Vor­
stand seine vordringliche Aufgabe darin gesehen, den Ruf und die Geschäftsgrundlage der Bank wieder­
herzustellen. Es habe auf vielen Gebieten, auch auf dem der ADV, ein ungeheurer Nachholbedarf bestan­
den, der im Rahmen der beschränkten Investitionsressourcen nur Schrit1 für Schritt bewältigt habe werden 
können. Immerhin sei aber in dieser Phase bereits die Schalterautomation in Angriff genommen und umge­
setzt worden. Ein neu es ADV-Zentrum sei geschaffen und die Hardware-Kapazität aufgestockt worden. 

55.1 Die LB hatte den ersten Versuch einer mittelfristigen Planung ihrer Automationsvorhaben im 
"EDV-Konzept 1 980 bis 1 985" vom März 1 980 gemacht. Allerdings betrafen die Angaben zu den einzel­
nen Teilprojekten fast ausschließlich die Hardware. In den Folgejahren gab es wohl mehrfach ergänzende 
Teilkonzepte, jedoch war die mittelfristige Planung der ADV-Abteilung zufolge der technischen Ent­
wicklung und der Fülle der Anforderungen an Programm entwicklung und Rechenzentrum rasch überholt. 

Eine Überarbeitung des ADV·Konzeptes vom November 1 961  macht die Ausgangslage zu Beginn des 
überprüften Zeitraumes deutlich. So war das Rechenzentrum (RZ) aufgrund seines Standortes einem 
Sicherheitsrisiko ausgesetzt. Die Hardware-Ausstattung war technisch mangelhaft und veraltet, die Soft­
ware wurde vom Hersteller der Anlage als veraltet bezeichnet. In der Fachausbildung der ADV-Mitarbeiter 
bestand ein bedeutender Nachholbedarf. Die fehlende Schalterautomation der AußensteIlen brachte einen 
Wettbewerbsnachteil für die Bank mit sich. Darüber hinaus fehlte auch eine ganze Reihe von wichtigen 
Managementinformations- und Leitungssystemen. 

Die Aufrechterhaltung der ADV-Unterstützung des Geschäftsbetriebes war daher nur unter Sicher­
heitsrisken möglich. 

Angesichts der höchst unbefriedigenden Lage der hauseigenen ADV beauftragte der damalige Gene­
raldirektor der LB im Jahre 1 983 zwei externe Berater mit einer Analyse der ADV-Konzeption der Bank. Im 
Ergebnis dieser Studie wurde das grundsätzliche Fehlen einer organisatorischen Gesamtplanung 
festgestellt. Eine organisatorische Projektplanung war - mit einer einzigen Ausnahme (Filialautoma­
tion) - zu diesem Zeitpunkt überhaupt nicht vorhanden. Als wesentliche Schwachstelle haben die Gut­
achter die Verwendung der maschinennahen Programmiersprache ASSEMBLER für die Programme ange­
sehen, die durch eigene Weiterentwicklungen zu hoher Leistungsfähigkeit bei gleichzeitig größtmöglicher 
Sparsamkeit hochgezüchtet wurde. Dieses Verfahren stand jedoch im Widerspruch zur Internationalen 
Entwicklung, die höhere Programmiersprachen und vermehrt Datenbank- und Anwendungs-Standardsoft­
ware bei gleichzeitiger Verbilligung der Hardware-Komponenten einsetzt. 

55.2 Nach Ansicht des RH wäre bereits früher der Verzicht auf "hausgemachte" Lösungen und die 
Anwendung fortschrittlicher Verfahren zweckmäßig gewesen. 

56.1 Im Rahmen der strategischen Unternehmungsplanung wurde im Planfeld Organisation ein eige­
ner Stärken-Schwächen-Katalog zum Thema ADV angelegt. Zu diesem Zeitpunkt (September 1 986) war 
die Automation des Mengengeschäftes bereits abgeschlossen, doch stand durch die weitere Büro- und 
Schalterautomation sowie den Ausbau von Informationssystemen ein neuer "Automationsschub" bevor. 

56_2 Nach Ansicht des RH hat das Kommunikationsdofizit zwischen dem ADV-Bereich IIpd d�n bo­
troffenon BenOtzern in der Bank zu beträchtlichen Reibungsverlusten geführt. 

56.3 Nach Mitteilung der Bankleitung seien die zuletzt erarbeiteten ADV-Lösungen gemeinsam mit 
den Anwendern entwickelt worden und wiesen gute Akzeptanz auf. 

57_1 Als Ergänzung zum neuen Unternehmungskonzept stellte schließlich der Organisationsleiter im 
April 1 987 ein strategisches Konzept "EDV 2000" vor. Es handelte sich dabei um eine g rundlegende 
Untersuchung der Umwelteinflüsse, Herstellerstrategien und deren Auswirkungen auf die LB. In dieser 
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Phase erfolgte die Einschaltung eines Konsulenten als ·Sonderbeauftragter des Vorstandes in ADV­
Fragen", der m it der Ausarbeitung des Realisierungsplanes zum strategischen ADV-Konzept betraut 
wurde. Dieses wurde im März des Jahres 1 988 vom ADV-Beirat in Form eines "Neun-Punkte-Planes" ein­
stimmig zur Kenntnis genommen. 

Schwerpunkte dieses Planes waren ua die Einführung von kundenorientierten Systemen und einer 
relationalen Datenbank, die Einführung und Anwendung von einheitlichen Methoden und Tools für die 
Programm entwicklung, Auswertung und Planung sowie der Ausbau von wissensbasierten Systemen und 
Expertensystemen. Die Verantwortung für d ie Umsetzung dieses Programmes lag seit Mai 1 988 beim 
neuen ADV-Leiter, der dabei von mehreren Konsulenten unterstützt werden sollte. Am Ende der örtlichen 
Gebarungsüberprüfung durch den RH waren alle diese Vorhaben erst in der ersten Realisierungsphase, 
weshalb noch keine abschließende Wertung möglich war. 

572 Nach Ansicht des RH ist die überprüfte Unternehmung auf dem wichtigen Rationalisierungsfeld 
der ADV bedeutend gegenüber den anderen Großbanken ins Hintertreffen geraten, uzw als Folge von 
Fehlentscheidungen bzw fehlenden Entscheidungen. D ieser Umstand führte in den Achtzigerjahren zu 
einem gewaltigen Aufholbedarf in nahezu allen Automationsbereichen. 

Kritik an der Vorgangsweise der verantwortlichen Unternehmungsorgane ist umso eher angebracht, 
als es im Oberprüften Zeitraum selbst wiederholt deutliche Hinweise auf die schwerwiegenden Schwächen 
der ADV gegeben hatte. Mangels entsprechender Vorstandsentscheidungen war der Automationsbereich 
somit selbst Leidtragender der unbefriedigenden Gesamtlage. 

57.3 Die Bankleitung vertrat hiezu die Meinung, der Abstand habe sich, was ADV-Anwe ndungen 
anlangt, aufgrund in den letzten Jahren getroffener Entscheidungen verringert. Bereits beschlossene 
Maßnahmen sollten weiter zu einer Verbesserung beitragen. 

58.1 Ein seinerzeitiger Generaldirektor der LB hatte eine Einschränkung der Tätigkeiten der Innen­
revisIon vor allem Im Zentral- und ADV-Bereich verfügt. Noch Im Jahre 1 980 wurden zwei Prüfungen im 
Zentralbereich von einem der Vorstandsdirektoren abgebrochen bzw zurückgestellt. Durch ein Schreiben 
an den Leiter der Revisionsabteilung vom Juli 1 981 bzw mit Direktionsanweisung vom März 1 982 hob der 
damalige, neue Generaldirektor diese Beschränkungen auf. Damit umfaßte das Prüfungsfeld der Internen 
Revision - zumindest theoretisch - wieder die gesamte Bank. 

. 

WIQ die Folgejahre zeigten, kam es bei der Verwirklichung dieses Vorhabens zu bedeutenden Ver­
zögerungen, weil die Mittel für die ausgesparten PrOfungsgebiete erst aufgebaut werden mußten. Noch im 
Tätigkeitsbericht der Revision 1 985 wurde die Zentrale nunmehr - vier Jahre nach Aufhebung der Revi­
sionbeschränkung - als neues Prüfungsgebiet bezeichnet, aber zurückgestellt, weil der Revisionsnach­
holbedarf zunächst in den geschäftstragenden Abteilungen erfüllt werden mOsse; eine systematische und 
regelmäßige Revision der Zentrale werde erst mitteHristig einsetzen. 

58.2 Der RH kritisierte diese Mängel im Internen Kontrollsystem, weil somit Ober einen längeren Zeit­
raum wichtige Aufgabengebiete der Bank nicht erfaßt wurden und prüfungsfreie Räume entstanden sind, 
was vor allem vom Sicherheitsstandpunkt äußerst

, 
bedenklich erschien. 

58.3 Oie Bankleitung wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, daß sich das Verhältnis zwischen der 
Zentrale- und der AußensteIlenrevision bis 1 987 ständig verbessert habe. Seit 1 988 sei der Gleichstand 
erreicht worden. Die langfristig angelegte Prüfungslandkarte berOcksichtige m ittlerweile das Erfordernis 
verstärkter Systemprüfungen In der Zentrale. 

59_1 Oie Revisionsabteilung der LB war zu Beginn des überprüften Zeitraumes als StabsteIle dem 
Gesamtvorstand unterstellt; die disziplinäre Zuständigkeit lag jeweils beim Generaldirektor. Im Zuge der 
Neuorganisation 1 988 ("BAM") wurde die Revision zu einem eigenen Bereich erklärt und den sogenannten 
Managementbereichen zugeordnet. 

Die definierten Zielsetzungen und Aufgabenbeschreibungen der LB-Innenrevislon entsprachen dem 
bankenOblichen Standard. Auch die personelle Ausstattung des Bereiches war am Ende des überprüften 
Zeitraumes mit rd 40 Mitarbeitern - darunter 30 Revisoren - als angemessen zu betrachten. 

Demgegenüber deckten d ie schriftlichen Prüfungsrichtlinien für Revisionshandlungen nur einen ge­
ringen Teil des gesamten Aufgabengebietes einer Großbank ab; zudem waren sie von ihrer Qualität her 
uneinheitlich und wenig ausgereift. 

III-127 der Beilagen XVII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 21 von 23

www.parlament.gv.at



' .  

- 2 1  -

59.2 D e r  RH empfahl der Bankleitung, entsprechende Richtli nie n zur  wirksamen Unterstützung der  
P r ü f e r  i n  d e r  Praxis ausarbeiten zu lassen. E ine Sammlung in Fo rm e i nes Revisions-Handbuches könnte 
zudem die P rüfungsphilosophie der Bank oHen darleg en u nd damit g edanklich nachvollziehbar machen. 

59.3 Die Bankleitung ve rtrat in ihrer Stellung nahme die Auffassung, daß e s  für Prüfungsobjekte wie 
Zentralste l ien, die in der g egebenen organisatorischen Ausprägung spezifisch sind und deren Organ isa­
tion sich ständ ig n e u e n  Marktgeg e be nheiten anzupassen habe, w irtschaft l ich n icht vertretbar sei, d e­
tail l iert e  Prüfung shandbücher aufz u legen ; für derart ige Prüfunge n werde jeweils vor Beginn e i n  adäquater 
P rüfung splan e rstellt. 

59.4 Der RH vermochte s ich dieser Auffassung nicht anzuschlie ßen.  

A u s b l i c k  

60. D i e  Bankleitung t e i lt e  zur  künft igen E ntwick l ung der L B  sow i e  z u  ihren weiteren Z ie lsetz ung e n  
folg(lndes mit :  

"Die kom menden Jahre werden für das österreich ische Bankwesen neue B ewähru ngsproben br ing en . 
So sind beispielsweise international ebe nso wie in Österreich weite r e  Dereg ul ierungsm a ßnah m e n ,  d ie Ab­
n a h m e  d e r  I ntermediat io n sfu nktion der Banken, zunehmende Globa l is ieru ng ,  Änderungen aufg ru nd der 
Weitere ntwicklung von Automations- und Kommu nikationstechnik. Chancen aufgrund der Neuordnung der 
po lit ischen Syste m e  (besonders Comecon) sowie eine verstärkte Kundenorientierung zu erwarten ,  der wir 
als inter national tät ige Bank durch bereits e inge le itete Maßnahmen Rechnung tragen. Die Annäherung an 
d ie E u ropäische Gem einschaft wird zu e iner  weiteren Verf lecht u ng der internatio nalen Finan zmärkte 
führen u lld die Anpassung an neue Wettbewerbsregeln erfo rdern. 

I II Österre ich wird s ich der Wettbewerb unter den Banken weiter verschärfen und tiefgreif e nd e  Struk­
t u rv or ä n d e r u ngen mit sich bringen. Wir glauben, daß auf Dauer n icht allein d ie für die Kunden g ünstigston 
Kondit ion e n ,  sondern vor allem gute Betreuung, korrekte u nd umfasse nde Beratung sowie die Qualität d e r  
Abwicklu ng ü b e r  Ge schäftsbezie hunge n  entschoiden w erd en.  D ie Länderbank wird desh alb d i e s e n  
Aspekten weiterhin b e i  allen Entscheidungen über d i e  personelle Ausstattung der  einzelnen Bereiche und 
über Sach invest it ionen im Interesse ihrer Kunden absoluten Vorrang einräumen. 

Die Erfolge der Bank in den letzten Jahren sind ua auf 

d as N utzen von Marktchancen 

das Kostenmanagement 

- die I nternationalisierung 

d ie moderne Aufbauorganisation mit dem Ziel einer verstärkten 
Markt- u nd Kundenorientierung 

z u rückz u f ü h r e n .  

Die Fortführung d ieser  Schwerpunkte mit  dem Ziel weiterer Ergebnissteigerung stellt e ine Herausfor­
derung dar. 

Verstärkt e r  Wettbewerb bei sich zusätzlich ände rnd e n  Kundenbedürfnissen und steigender I nterna­
t ionalisierung e rfordert zwecks Konzentration der  Kräfte konkurrenzfähige Betriebsgrö ßen und vor a l le m 
Organisat ion sformen. 

Die zu e rwartenden Entwicklungen, aber auch die zur Zeit  bei d e n  auf den Finanzdienstleistungsmärk­
ten tätigen U nternehmen im Gange befindliche Welle von Kooperationen, Unternehmenserwerben u nd -zu­
s a m m enschlüssen zeigen, daß Konzentrationen auch im übo rbesetzten österreich ischen Markt unver­
m eidlich sein werden. Ubernahmen österreichischer Banken durch ausländische Wettbewerber sind n icht 
a uszuschl ie ß e n .  

D i e  Lin d e rb':lOk wird i m  In land weiterhin e ine Universalbank - bei  g leichze it iger Spezial isierung auf 
Te ilbereiche - ble iben. Die Länderbank ist in den wesentl ichen F i n anzzentren d urch Vol lf i l ialen präsent 
und wird z u  o i n e r  eu ropä isch en R eg ionalbank weitere ntwickelt . Die E ntwicklungsmöglichkeite n  kön n e n  
sowo h l  d u r c h  d i e  N u tzu ng d e r  e i g e n e n  Pote ntiale, w i e  a u c h  d u r c h  d e n  Erwerb v o n  Markt- und Know-
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how-Potential im Wege von Beteiligungen beschleunigt werden. Die länderbank ist daher für Koopera­
tionen jeglicher Art mit Partnern aus dem In- und Ausland offen, sie kann sich aber auch selbständig auf 
dem Finanzdienstleistungsmarkt behaupten. Ziel ist es, die rechtlichen Rahmenstrukturen der länderbank 
so zu gestalten, daß geeignete Organisationseinheiten auch selbständig am Markt agieren können. 

Die Erfolge der Mitglieder der Länderbank-Banken-, Industrie- und Handelsgruppe stollen eine sohr 
gute Basis dar, den Wettbewerbsvorteil der Gruppe rkombiniertes Angebot aus einer Hand": Bankge­
schäft, Industriegeschäft und Handelsakvititäten) wefter - zum Wohle der Kunden, wie auch Im eigenen 
Interesse - zu forcieren." 

I 

Wien, am 7. November 1 989 

Der Präsident: 
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